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ten de Nr. 36. Halle, Donnerstag den 12. Juli 1917. 1. Jahrgang.
Wanne

ru zen
betroffen.

Jn der Reichstagsmehrheit, die ſich im Laufe der letzten
Woche gebildet hat, waren von vornherein zwei voneinanderes verſchiedene Strömungen vorhanden, deren Grenze jedoch

ger i nicht den Fraktionsgrenzen gleichläuft, ſondern quer durch
c ntürzie ich I die Parteien hindurch geht.

itten hatte Die eine dieſer beiden Strömungen will das
kenkratzerswenn klare Bekenntnis des Reichstags

zum Verſtändigungsfrieden und zur innzren
freiheitlichen Neuordnun g. Dieſes politiſche Pro
gramm iſt ihr die Hauptſache, die Perſon des Reichskanzlers

uklchrn iſt ihr nebenſächlich. Es gibt in ihr ausgeſprochene Kanzler-
terte freunde aber auch ſolche, die ſich zur Parole bekennen:

„Nicht ſtürzen, aber auch nicht ſtützen!“
per Die andre Strömung geht vor allem auf die Beſeitigung
n beiden Bethmann-Hollwegs aus. Jhre Anhänger ſind keine Freunde

des Verſtändigungsfriedens, für die freiheitliche Neuordnung
verboter) ſind ſie nicht übermäßig begeiſtert, ſie würden aber heute

er 60 B. jede, auch eine parlamentariſche, Regierung mit jedem be
ſiebigen Programm lieber am Staatsruder ſehen, als eben
dieſen Mann. Jhre Parole iſt: „Weg mit Bethmann-Holl-
weg! Schlimmeres kann doch nicht nachkommen.“

52 2027 Selbſt die außerhalb der Mehrheitsparteien ſtehenden
7 1496289 tElemente ſehen die t
7 111615 Bedrüängnis des Reichskanzlers
36 30035 nicht ohne Schadenfreude. Er findet an ihnen keine Stütze.
r I Lielleicht geben ſie ſich der ſtillen Hoffnung hin, daß nach dem
s 17118 Sturze BethmannHollwegs ſehr raſch wieder eine Wendung
2 einſetzen könnte, die ſie in die Macht zurückbrächte. Aller-
er 50 M dings muß man als Konſervativer ſchon ein ſehr ſtarker

Optimiſt ſein, wenn man ſich an ſolche Hoffnungen klammern
will. Denn die Zeichen der Zeit deuten auf eine raſche Ent

8 10985 wicklung nach vorwärts.
g 138908 Ob Bethmann bleibt, ob er geht, iſt zur Stunde noch

ganz ungewiß. Sicher iſt, daß er im Reichstag keine Mehr-
80 35810 heit hat; aber vielleicht bekommt die Mehrheit ihn. Es
21 W iſt möglich, daß er auf alle Bedingungen, die ihm geſtellt
S 15510 I verden, eingeht, um im Amte bleiben zu können. Die Opfer

1 209086 der Ueberzeugung, die er zu diefem Zwecke zu bringen hätte,
würden ja auch nicht erheblich ſein.

m Eine andre Frage iſt es, ob die Mehrheit das Geſchäft mit
III Bethmann Hollweg machen kann. Ein Teil von ihr ſagt:

I wenn der Mann macht, was wir wollen, warum ſollen wir
ihn nicht behalten? Jhn haben wir doch dann ſicher. Wie

Uhr ä es mit ſeinem Nachfolger würde, iſt ungewiß.
er Ein andrer Teil der Mehrheit meint: Ein
lied des Sdnpſtemwechſel,r J I vie er notwendig geworden iſt, iſt nicht möglich ohne einen

.20Pf. vollſtändigen Perſonenwechſel. Das parlamen-
ſtatt. tariſche Syſtem mit BethmannHollweg als Reichskanzler iſt

die Republik mit dem Großherzog an der Spitze. Jn allen
kriegführenden Ländern haben ſeit Kriegsausbruch die füh-
renden: Männer getwechſelt, der letzte, der übrig geblieben iſt,
iſt BethmannHollweg, und es kann dem Frieden nur nütz
lich ſein, wenn er auch geht. Die Parteivertreter, die in ein
parlamentariſches Miniſterium Bethmann-Hollwegs einträ-
ten, würden damit auch die Erbſchaft der Politik der letzten
drei Jahre übernehmen, für die Bethmann verantwortlach
zeichnet.

So gehen
die Meinungen durcheinander,

und es iſt notwendig, zu betonen, daß keine Partei von
dieſen Meinungsverſchiedenheiten verſchont bleibt.

Die Nationalliberalen ſind durchgehendKan z-

ſehen,

4

Verankerung der innerpolitiſchen Neugeſtaltung wurde an-

Ein neuer Reichskanzler?
geſchworen haben und auf ſein Verbleiben im Amt kein
beſondres Gewicht legen.

Die Sozialdemokraten würden es natürlich am
liebſten ſehen, wenn ein radikaler Syſtemwechſel nach
links mit dem dazugehörigen Perſonenwechſel erfolgen
würde. Ob aber eine ſolche vollſtändig befriedigende Löſung
der Kriſe erreichbar iſt, wird vielfach bezweifelt. Das
fanatiſche Beſtreben des ſchwerinduſtriellen Teils der Natio-
nalliberalen, vor allem Bethmann wegzubringen, macht
manche Mitglieder der ſozialdemokratiſchen Fraktion ſtutzig. So
viel iſt ja auch ficher, daß mit Minen und Gegenminen ge-
arbeitet wird und daß die Schwerindnſtriellen immer noch
nicht den Verſuch aufgegeben haben, der Kriſe eine ihnen
günſtige Wendung zu geben. Zum Schluſſe wird es darauf
ankommen,

wer der Stärkere iſt,
und da ſoll man als Sozialdemokrat heute nicht ängſtlich
ſein.

Die Sozialdemokratie hat vor dem Kriege den Fehler
begangen, ihre Kraft zu überſchätzen. Die Erkenntnis dieſes
Fehlers wirkt heute noch nach. Dadurch entſteht die Gefahr,
nun in den entgegengeſetzten Fehler zu verfallen. Es
gibt freilich niemand in der ſozialdemokratiſchen Frak-

es gibt manche, die an einen Kanzlerwechſel
knüpfen, die durch die geſchichtliche Entwicklung doch wohl
gegenſtandslos geworden ſind.

Die Ernennung eines andern Mannes an Bethmann
Hollwegs Stelle würde aller Wahrſcheinlichkeit nach eine
bedeutende Erleichterung der geſamten Situation mit ſich

bringen.
2

Der bisherige Verlauf.
Reichstagsabgeordneter Genoſſe Keil ſchreibt uns die

folgenden informierenden Zeilen:
Läßt ſich in dem Augenblick, in dem ich dieſe Zeilen

ſchreibe, auch das Ergebnis der großen Kriſe noch nicht mit
voller Sicherheit überſehen, ſo kann man doch ein Bild vom
bisherigen Verlauf der Dinge geben. Wer nur auf die
Fülle der bruchſtückweiſen, halbwohren, erſpähten, kombi-
nierten oder auch erdichteten Nachrichten der Senſations-
preſſe angewieſen iſt, dem wird eine ſolche knappe Dar-
ſtellung des

innern Zuſammenhangs der Vorgänge

erwünſcht ſein.
Als die ſozialdemokratiſche Fraktion am 4. Juli zu

ſammentrat, war ſie ſich darüber einig, daß die Reichstags-
tagung nicht vorübergehen dürfe, ohne eine völlig ein-
deutige Stellungnahme der Regierung in der Frage der
Kriegsziele und ohne beſtimmte Garantien in der
innerſtaatlichen Erneurung zu bringen. Die Fraktion war
entſchloſſen, ihre Entſcheidung über die Kreditvor-
lage unter dieſen beiden Geſichtspunkten zu treffen. Zum
Zweck einer gründlichen Ausſchußberatung wurde die Be-
ratung der Kreditvorlage im Plenum des Reichstags am
5. Juli ſofort nach der kurzen Einleitungsrede des Reichs-
ſchatzſekretärs unterbrochen.

Seit der letzten Kreditbewilligung Anfang März iſt
die wichtige neue Tatſache zu verzeichnen, daß die
neue ruſſiſche Regierung ſich für einen Frieden ohne An-
nerionen und Entſchädigungen erklärt hat. Die darauf ge-
gebene Antwort der deutſchen Regierung, daß ſie auf dieſer
Grundlage mit Rußland zu einer Verſtändigung zu
kommen hoffe,

war eine Halbheit,
die eher friedenhemmend als friedenfördernd wirkte. Di
erhoffte Wirkung konnte und kann nur eintreten, wenn die
ruſſiſche Friedensformel, die bekanntlich die der deutſchen
Sozialdemokratie ſeit Beginn des Krieges iſt, die Grund
lage einer Friedensbereitſchaft gegenüber allen gegne-
riſchen Mächten bildet. Mochten die Kriegszielobſich-
ten des Reichskanzlers dieſer Auffaſſung noch ſo nahe
kommen, von entſcheidender Bedeutung wor, daß fede Un
klarheit und Zweideutigkeit beſeitigt werden mußte.

e
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Die

tion der ſich an die Perſon. Hes Kanzlers klamnmnert, aber
efürchtungen

beſtimmt werden,
ralen genehmer, ſteht.
Unentſchloſſenheit

und der Stimmung unſers Volkes mit jedem Tage drin-
gender.

Drei unſrer Abgeordneten, Ebert, Noske und
Hoch, legten dieſe Anſchauungen im Hauptausſchuß

mit einer Wucht
dar, die in den notwendigerweiſe ſehr kurzen Preſſeberich-
ten auch nicht ſchattenhaft zu erkennen war. Weite Kreiſe
der bürgerlichen Abgeordneten vermochten ſich der Erkent-
nis nicht zu verſchließen, daß unſre Abgeordneten zum
Ausdruck brachten, was die erdrückende Mehrheit des deut-
ſchen Volkes fühlt, denkt und mit heißer Sehnſucht wünſcht.
Da der Kanzler dieſer Ausſprache nicht beiwohnte, beſchloß
die Fraktion, ihn durch eine fünfköpfige Vertretung von
ihrer Auffaſſung der Geſamtlage zu unterrichten.

Die Fortſchrittler und der Zentrumsführer
Erzberger mit ſeinem Fraktionsanhang

erkannten raſch die große Tragweite
der Stellung der Sozialdemokratie. Erzberger machte ſich
die ſozialdemokratiſche Beurteilung der Lage in den
Hauptpunkten zu eigen, und ſeine Fraktion deckte nach
träglich ſein Vorgehen mit allen gegen drei Stimmen. Auch
die Fortſchrittler ſtimmten mit unſern Vertretern überein.
Raſch reifte der Entſchluß,
der Umgeſtaltung der Rei
Wahlreform eine klare Wilkenskundgebung des
Reichstags zu beſchließen und die künftige Reichsregie-
rung auf dieſem Boden feſtzulegen. Auf die Mitwirkung
der Konſervativen war hierbei natürlich nicht zu rechnen.
Man war entſchloſſen, ohne ſie die neuen Wege zu beſchrei-
ten. Die Nationalliberalen erweckten zunächſt den
überraſchenden Anſchein, als ob ſie geſchloſſen die Aktion
mitmachen wollten.

Um den Kanzler über dieſe Vorgänge nicht im un-
klaren zu laſſen, bewirkte man ſein Erſcheinen im Ausſchuß
am 7. und 9. Juli. Seine Reden fanden ſich in der gleich-
ſam über Nacht entſtandenen neuen Lage noch nicht zurecht;
er mußte aber unter dem Drucke der unabänderlichen Tat-
ſachen ſich bemühen, in die vorgezeichneten Bahnen einzu
lenken. Der Kanzler ſchenkte auch dem Kaiſer und der
Oberſten Heeresleitung klaren Wein ein, worauf die raſche

Einberufung des preußiſchen Kronrats
erfolgte. Unter Preisgabe der das gleiche Landtagswahl-
recht ablehnenden Miniſter beugte ſich der Kronrat den
elementaren Zeiterforderniſſen und ſtimmte der Ein
führung des elſaß-lothringiſchen Wahl
rechts für den Preußiſchen Landtag zu. Jn-
zwiſchen mußte die politiſche Debatte im Plenum des
Reichstags wiederholt verſchoben werden.

Eine Komplikation entſtand, als die Natio-
nalliberalen am 9. Juli nachmittags zu dem Frak-
tionsbeſchluß kamen, der beabſichtigten Willenskundgebung
des Reichstags in der Frage der Kriegsziele nicht
zuzuſtimmen, dagegen zunächſt die Neubeſetzung der Reichs
ämter einſchließlich des Kanzleramts zu verlangen, und der
von der neuen Regierung zu formulierenden Kriegsziel-
politik das Vertrauen des Reichstags zu bekunden. Man
kann gern zugeben, daß es für die Nationalliberalen eine
ſtarke Zumutung an ihre Anhänger im Reich iſt, plötzlich
alle ſeit Jahren genährten Eroberungshoffnungen fallen
laſſen, ſich gegen gewaltſame Gebietsveränderungen jeder
Art erklären und dazu auch noch künftig ſich von Bethmann-
Hollweg führen laſſen zu ſollen. Aber ſie können ſchließlich
doch nicht verlangen, dafür nun noch prämiiert zu werden,
daß ſie ſich in der Frage der Kriegsziele ohne Rückſicht auf
Tatſachen und Möglichkerten verrannt haben.

Dazu iſt man im Zentrum, bei den Fortſchrittlern und
Sozialdemokraten keineswegs geneigt. Dieſe Parteien halten

entſchloſſen daran feſt, e
daß die Richtlinien der Zukunftspolitik durch den Willen
des Reichstags und nicht durch eine nene Regierung

an deren Spitze ein den Nationallibe-
Es war denn auch nicht etwa auf

dieſer drei Parteien zurückzuführen,
warum der Haupt und der Verfaſſungsausſchuß des Reichs
tags am Vormittag des 10. Juli ihre Tätagkeit zunächſt ein
ſtellten, ſondern man wolſte lediglich warten, bis der Kanzler

geſichts unſrer politiſchen und wirtſchaftlichen Geſamtlage Mitteilung von den Ergebniſſen der noch nicht abgeſchloſſe-

chsregierung und der preußiſchen



nen Kronratsberatungen machen kann. Sobald dieſe Mit-
teilungen erfolgen, werden mit oder ohne Mitwirkung der
Nationalliberalen die Beſchlüſſe gefaßt werden, die ſich aus
dem Selbſterhaltungstrieb des deutſchen Volkes mit Notwen-
digkeit ergeben. Und dieſe Beſchüſſe werden

nicht nur auf dem Papier ſtehen
und ſich in ihren Wirkungen nicht auf die Gebiete
beſchränken, die ihr Wortlaut umfaßt.

Wie es der Pflichttreue der deutſchen Arbeiterklaſſe zu
verdanken iſt, daß das deutſche Volk die Vernichtungspläne
einer gegneriſchen Uebermacht rbzuweiſen vermochte, ſo wird
die deutſche Arbeiterklaſſe durch eine kluge und gewiſſenhafte
Politik der Welt einen Frieden erkämpfen, der dem deutſchen
Staatsweſen eine freiheitliche Zukunft ſichert.

Die Folgen der Kuliſſenarbeit.
Die Verhandlungen des Hauptausſchuſſes ſind in der

letzten Zeit vertraulich geweſen. Die ſozialdemokratiſche
Preſſe hat infolgedeſſen nichts darüber berichtet. Andre
Blätter ſind weniger zurückhaltend geweſen, haben viel
mehr, zum Teil in durchaus irreführender Weiſe, Mittei-
lungen gemacht. Die Folge war, daß die Oeffentlichkeit ſich
die wunderlichſten Vorſtellungen über die Vorgänge im
Hauptausſchuß gemacht hat. Was von einer panik-
artigen Stimmung geſchrieben worden iſt, war
ebenſo verlogen wie die Darſtellung, daß die Abgeord
neten vollſtändig den Kopf verloren hätten.

Das Gegenteil iſt richtig. Wir hätten nur wünſchen
können, daß die Abgeordneten längſt ſo klar und unzwei-
deutig ihren Willen zum Ausdruck gebracht hätten wie in
dieſen Tagen. Alle die unwahren, von einer kleinen
Jntereſſentengruppe ausgehenden Berichte wären
unmöglich geweſen, wenn man öffentlich verhandelt,
die Berichterſtattung vollkommen freigegeben hätte. Es hat
ſich im Ausſchuß nichts abgeſpielt, was nicht vor aller
Welt hätte geſagt werden können.

Wenn jemand über den Gang der Dinge zufrieden ſein
kann, ſo ſind es wir Sozialdemokraten. Unſre Vertreter im
Hauptausſchuß ſind es ja geweſen, die durch ihre Ausführun-
gen über das Kriegsziel und die Neuordnung im Jnnern
die Dingein Fluß gebracht haben, wie der Abgeord-
nete Erzberger im Ausſchuß ausdrücklich feſtgeſtellt hat. Das
wird ſpäter alle Welt zugeben müſſen und entſprechend wür-
digen.

Was die erdrückende Mehrheit des Ausſchuſſes zum Aus-
druck gebracht und die verſchiedenen Gruppen der alldeut-
ſchen Annexioniſten ſo wütend gemacht hat, war die ent-
ſchiedene Ablehnung, dem Krieg, der nur zur Ver-
teidigung geführt wird, den Charakter eines Eroberungs-
krieges zu geben. Klar und unzweideutig iſt es zutage ge-
treten, daß die erdrückende Mehrheit des Reichstags einen
Frieden der Verſtändigung will, der die dau-
ernde Verſöhnung der Völker ermöglicht. Mit einem ſol-
chen Frieden ſind erzwungene Gebietserwerbungen und
politiſche oder finanzielle Vergewaltigungen unvereinbar.
Weiter ſteht feſt, daß die Mehrheit des Reichstags das par-
lamentariſche Syſtem will.

Das ſind die Kernpunkte deſſen, was im Ausſchuß ver-
handelt worden iſt.
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J 90Drei Strömungen.
Die „Münchener Poſt“, die ſich ebenfalls ſcharf gegen

die Geheimtuerei im Ausſchuß wendet, unterſcheidet nicht
nur zwei, ſondern drei Strömungen. Sie ſchreibt:

„Unter dem Eindruck der letzten dramatiſchen Vor-
gänge im Reichstag haben ſich offenbar drei Strömungen
gebildet: die erſte drängt zu einer ſofortigen Demokrati-
ſierung der deutſchen Staats- und Verwaltungseinrich-
tungen und zu einem Verſtändigungsfrieden, die zweite
will die Frage der innern Politik genz beiſeitelaſſen und
alle Kräfte auf einen Schwertfrieden konzentrieren,
und die dritt macht dem Demokratiſierungsgedanken
zwar Konzeſſionen, aber ſie will den Frieden militäriſch er-
zwingen. Jhr iſt die politiſche Reformidee gleichſam nur
Mittel zum Zweck; ſie glaubt, durch ſie vor allem die
kriegeriſche Leiſtungsfähigkeit des Volkes ſteigern zu
können.

Wir bemerken nur, daß die Anhänger dieſer Richtung
recht mittelmäßige Pſychologen ſind und nicht im geringſten
die Stimmung eines 3 Jahre unter furchtbarem materiellen
und ſeeliſchen Drucke ſtehenden Volkes zu beurteilen wiſſen.
Nach unſrer Kenntnis ſetzt dieſe Richtung vor allem ihre
Hoffnung in die Neubeſetzung des Reichskanz-
lerpoſtens durch einen Militär, der durch die Ein-

rer Reformen in Preußen eine tatkräftige Kriegsbegeiſte-
rung entflammen und dadurch den Sieg über die Entente
erkämpfen ſoll.

Das Experiment mit einem militäriſchen Diktator
ſcheint uns mehr als gewagt zu ſein, ſintemal dieſer in
Preußen Deutſchland kein demokratiſch-ſozialer Kerenfſki,
ſondern irgendein blaublütiger General ſein wird. Aber
im Kampfe gegen eine ganze, mit den größten militäriſchen
und wirtſchaftlichen Machtmitteln ausgerüſtete Welt würde
ſelbſt ein ruſſiſcher Volkstribun nicht triumphieren.*

v

Voller Syſtemwechſel?
Muß der Reichskanzler gehen?
Die „Voſſiſche Zeitung“ meint fa. Sie fügt hinzu,

Bethmann- Hollweg habe im Laufe des Dienstag Nach-
mittags ſein Entlaſſungsgeſuch eingereicht; der Kaiſer habe
ſich die Entſchließung noch vorbehalten.

Das „Berliner Tageblatt“, ebenfalls ein fortſchritt-
liches Blatkt, meint nein. Bethmann werde nur einige
preußiſche Miniſter und zwei oder drei Staatsſekretäre
fallen Iaſſen, er werde ſich im übrigen verpflichten, die
preußiſche Wahlreform für den Herbſt einzubringen und die
Reichsregierung zu parlamentariſieren, das heißt, den
Reichstag mehr als bisher an der Führung der Geſchäfte
zu beteiligen. Das „Berliner Tageblatt“ nimmt dabei cn

was dann allerdings richtig wäre daß „dieſe „Parla-
mentariſierung“ nur ſehr entfernt der Neugeſtaltung
ähneln wird, die wir, zur Befeſtigung der innern Verhält-
niſſe, zur Teilung der Verantwortung und zur Beſchleuni-
gung des Friedensſchluſſes für notwendig halten“.

Dieſer Annahme, zu der die Kenner der bisherigen deut
ſchen inneren Kriſen aus alter Erfahrung neigen, wider
ſpricht aber eine Wolff-Meldung, die am Mittwoch mittag an
die Preſſe gegeben wird. Danach hat der Kaiſer im Anſchluß
an den Kronxat vom Montag „in mehrſtündiger Beratung
die ſchwebenden Fragen und deren Löſung mit dem Reichs
kanzler erörtert“. Das war ohnehin bekannt. Das Neue
kommt in dem folgenden Satze, wonach auf „Befehl des
Kaiſers“ der Kronprinz am Mittwoch zur Be
ſprechung der von ſeinem Vater in Ausſicht ge
nommenen Entſcheidung in Berlin eintreffen
wird. Die Herbeirufung des Erben würde nicht nötig ſein,
wenn nicht ein vollſtändiger Syſtemwechſel als mög-
lich erſchienen wäre. Der Thronerbe ſoll ſeine Meinung
ſagen, wie er ſich mit einem ſolchen abfinden würde.

Dann käme dawauf an, ob auch Bethmann ſich damit
befreunden würde. Jm befahendèn Falle würde er wohl
Ausſicht haben, zu bleiben; im vermeinenden Falle wäre
ſein Abgang ſicher.

Die Entſcheidung darüber dürfte nun, wo auch noch
der Kronprinz orientiert werden ſoll, ſchwerlich ſchon vom
heutigen Mittwoch zu erwarten ſein. Der Reichstag
wollte heute über die Kreditvorlage beraten. Der
Seniorenkonvent hat die Tagesordnung umgeſtoßen; es
kommt nur ein nebenſächlicher Punkt zur Erörterung, wenn

die Plenarſitzung des Reichstags nicht gleich nach der Er
öffnung nicht ſchon wieder geſchloſſen wird.

Die Konſervativen frondieren dagegen. Nach ihrer
durchſichtigen Logik müſſen die Kriegsmittel bewilligt wer
den, wie auch immer die innerpolitiſche Kriſe läuft. Die
Mehrheitsparteien aber halten feſt an ihrem Vorhaben,
über den neuen 15-Milliarden- Kredit nur mit einer Re
gierung zu verhandeln, der ſie Vertrauen entgegenbringen
können.

S

Neue Beratung der Nationalliberalen.
Jn einer Beratung, die der interfraktionelle, aus Ver

tretern der Sozialdemokraten, des Zentrums, der Fort-
ſchrittler und Nationalliberalen beſtehende Ausſchuß des
Reichstag Dienstag nachmittag neuerdings wegen des
Wortlauts der gemeinſamen Friedensreſolution
abgehalten hat, wurde auf Wunſch der nationalliberalen
Mitglieder des Ausſchuſſes der nationalliberaten Reichstags
fraktion noch einmal Gelegenheit zu neuer Entſchei-

führung des allgemeinen und direkten Wahlrechts und and-

Was der Krieg bringt.
Der Seekrieg.

Verfenkt. Der norwegiſche Dampfer „Vijerkö“ iſt
im Kanal verſenkt, ſechs Mann der Beſatzung ſind gerettet, 16
werden vermißt. Ferner ſind die beiden norwegiſchen
Dampfer „Havbris“ und „Ull“ auf einer Pflichtreiſe für die eng
liſche Regierung, mit Kohlen beladen, verſenkt worden. Der
„Neuen Zürcher Zeitung“ zufolge meldet Havas aus Paris, daß
in der letzten Juniwoche acht franzöſiſche Dampfer, wovon
die Hälfte über 1600 Tons waren, ſowie ſieben franzöſiſche
Fiſcherfahrzeuge durch deutſche Tauchboyte verſenkt wurden.
Der Dampfer der Meſſageries Maritimes „Calabrien“ (4130
Tonnen) iſt am 30. Juni infolge der Exploſion einer Mine oder

Vermißte Schiffe.

Zum Zwecke dieſer
nalliberale Fraktion des Re
eine Sitzung anberaumt, die

konnten ſich mit der Mitte nichtl

die Verlegenheitsausflucht gewählt

gliedern die Ab übfrieden der Sozialdemokra
ſtellen. Jn dieſem Fall
ſtark nach der Kopfzahl die

Fra

Rat in dieſer Wirrnis einzuholen.
3

Ganze Arbeit.
Das „Berliner Tageblatt“ plädiert wie die Sozialde-

mokratie für ganze Arbeit:
„Wenn die Frage, die uns die weitaus wichtigſte düntt

die Mitbeteiligung des Reichstags an der Regierung
nur in gänzlich ungenügender Form gelöſt werden ſoll
ſo wird das wohl mit der Haltung der Rechts nationg
liberalen entſchuldigt werden, die, wie gewöhnich, jede
durchgreifende Reform verhindern. Dieſen Herren kommt
höchſtens darauf an, auch ihren Mann oder ihre Männ
in ein Regierungsamt zu bringen, und wir brauchen woh,
nicht zum hundertſten Male zu wiederholen, daß eine ſolch
Miniſterweihe, die dem einen oder andern Parlamentgarier
zuteil würde, weder im Jnnern, noch nach außen irgendeinen
Eindruck machen, keine ſachliche Verbeſſerug des gegenwär-
tigen Zuſtandes bedeuten und die Verſtimmung, deren Vor-
handenſein man konſtatiert hat, nicht beſeitigen könnte. Es
würde dem Mann im Volke zweifellos ſehr gleichgültig ſein,
wenn er hören würde, der Abgeordnete Y ſei nun Miniſter
geworden, und wir wollen nicht gauben, daß ein wirklich
unabhängig empfindender Parlamentarier ein Miniſteram:
annehmen möchte, das ihm, wie jedem Beamten, ohne Zu-
ſtimmung des Reichstags wieder entzogen werden würde,

Die Beteiligung von Parlamentariern an der Regie-
rung hat nur dann einen Wert, wenn dieſe Regierung dem
Parlamente verantwortlich iſt, die Anſicht der Parlaments-
mehrheit vertritt und in ihrem Daſein nicht von Entſchlüſ-
ſen, die außerhalb der Volksvertretung allmählich rei
fen oder ganz plötzlich gefaßt werden, abhängig iſt.
Rechtsnationaliberalen, die am weiteſten von dieſer wirklich
parlamentariſche Auffaſſung entfernt ſind, haben einſtweilen
ja auch wieder die Einigung über die Kriegsziel- oder Frie
densformel vereitelt. Man wird hoffentlich recht ſchnell ein-
ſehen, daß mit dieſen ſchwerinduſtriellen Politikern ein
nützliches Reſultat überhaupt nicht zuſtande zu bringen ſſt,
daß die Stellung des Reichstages durch ſie empfindlich ge
ſchwächt wird, und er wird auch das iſt zunächſt eine Hoff
nung ohne dieſe Elemente vorwärtsſchreiten.

Dieſes ganze Sitnationsbild iſt nicht ſehr erfireuli
und nicht dazu angetan, die Erwartung zu erwecken, doß
aus dieſer Kriſis, der Juli Kriſis, mit einem Schlag
eine Neuordnung der Dinge hervorgehen wird, die das Reig
vor weiteren innern Kriſen bewahren könnte. Auf de
einen Seite die Regierung, die, von der Wahlrechtsfroag.
abgeſehen, ſtarken Löſungen, einer Teilung der Macht un
der Verantwortung vorläufig noch ausweicht, und auf der
andern Seite der Reichstag, in dem drei große Parteien
Zentrum, Fortſchrittliche Volkspartei und Sozialdemokro
tie, von den beſten Abſichten beſeelt, geſchloſſen auftreten
die widerſtrebende Gruppe in der nationalliberalen Parte
aber bei jedem Schritte neue Hinderniſſe ſchafft. Man ſollt:
auf beiden Seiten nicht aus den Augen verlieren, daß noch
dieſer großen Aktion ein unbefriedigendes, halbes Er-
gebnis in hohem Maß enttäuſchend und ſchäd-
lich wirken müßte. Wenn man nicht nach der Juli-
Kriſis immer wieder neue Krifen, und ſchärfere,
erleben will und wer könnte das in dieſer Kriegszeit
wollen? dann muß man in der gegenwärtigen Stunde
nicht ein Viertelchen, nicht die Hälfte des Notwendigen, ſon
dern das Ganze tun.“

Die Berufung des Kronprinzen, die dem „Berkiner
Tageblatt“ noch unbekannt war, als es dieſe peſſimiſtiſch
Auffaſſung wie dieſe Mahnung zu Papier brachte, deutet
doch darauf hin, daß die Notwendigkeit, ganze Arbeit zu
machen, an der entſcheidenden Stelle in den Kreis der Er
wägungen gezogen wird. Wenigſtens vorübergehend
Wird trotzdem zum Schluſſe nicht ganze Arbeit gemacht, ſo
wird darin hat das fortſchrittliche Blatt ganz recht
der jetzigen Juli-Kriſis eine ſpätere September-Kriſis fol
gen. Mit Abſchlagszahlungen iſt heute, wo der Krieg anf
Nägeln und Seelen brennt, nichts mehr getan. Sie ſchaden

Die

dung gegeben.

Nach dem „Maasbode“ werden
folgende Schiffe ver mißt, von denen einige bereits gemeldet
waren: „Princeß“, am 22. März von Hull nach Gueruſchey abge-
reiſt; „Walter Ulrich“, am 22. März von Falmouth nach Caen
abgereiſt; der amerikaniſche Schoner „Gypſum Empreß“,
am 17. Mai auf dem Meere von der Mannſchaft verlaſſen;
„Mabryuka“, am 20. Mai bei Talouſa geſtrandet; „Stalheim“,
am 1. Juli geſunken, die Bemannung in Lerwick gelandet; „Lord
Roberts“ (4166 Br.-To.) geſunken; „South Wales“ (3668 Brutto
Tonnen) geſunken; „Ceſtrian“ (8912 Br.-To.) geſunken; „Ru-
verra“ (4232 Br. -To.) geſunken „Virdoswald“ (4013 Br. -To.) ge-
ſunken); „Tong Hong“ (2184 Br. -To.) geſunken; „Aſalia“ (2348
Br.-To.) geſunten; „Orleans (2853 Br.To.) geſunken „Craonne“

eines Torpedos geſunken. Er hatte 131 Perſonen an Bord, von (4264 Br.-To.) geſunken; „Diaſſe“ geſunken; „Lizzie Ellen“ (114
denen 380 gerettet ſind. Br.-Ty.) geſunken und „Ganntlet“ (58 Br.-To.) geſunken. Die

nur. Nach außen wie nach innen,

hol ländiſchen Fiſcherfahrzeuge „Handel en Viſſcherij“ und
„Piet Hein“ wurden von einem deutſchen NVBoot verſenkt.

S

Die deutſche Handelsflotte.
Dem Wunſche des Ausſchuſſes für Handel und Jnduſtri

entſprechend, hat die Regierung dem Reichstag einen Geſet
entwurf zugehen laſſen, der ſich auf die Wiederherſtel“
lung der deutſchen Handelsflotte bezieht. G
ſollen für dieſe Wiederherſtellung Beihilfen geleiſtet werden
außerdem ſoll den Schiffsbeſatzungen, die in einem deutſch
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gefallen,

Schutzgebiet oder im Ausland an Bord ihres Schiffes ver-
lieben oder nach Auflöſung des Heuervertrages durch den
rieg an der Heimreiſe gehindert worden ſind, der ihnen ent
Ware Schaden nebſt den Unterhaltskoſten vergütet
perden.

Jn der Begründung wird dargelegt, daß man zunächſt
wogen habe, den Reedereien langfriſtige Darlehen zu

eben. Davon ſei man aber wieder abgekommen, denn ſeit
em Frühjahr 1917 haben die wirtſchaftlichen Verhältniſſe
er deutſchen Reederei durch die feindliche Haltung der Ver
inigten Staaten von Amerika und durch die fortgeſetzte
ußerordentliche Steigerung der Schiffsbaupreiſe eine wei-
ere ungünſtige Verſchärfung erfahren. Aus dieſem Grunde
rſcheine es angebracht, zum Bau der Handelsflotte Beihilfen
u gewähren, die nicht zurückbezahlt zu werden brauchen.

Ueber den Beſtand der deutſchen Handelsflotte vor dem
Kriege wird noch mitgeteilt, daß er ſich damals auf mehr als
5 Millionen Bruttoregiſtertonnen belief. Davon ſind über
Millionen Tonnen in Feindeshand gefallen oder gefährdet.

Des ferneren liegen über 1 Million Tonnen in den Häfen
verbündeter und neutraler Staaten infolge der Seeſperre
feſt. Es wird dann noch auf die große Wichtigkeit der
raſchen Wiederherſtellung der deutſchen Handelsflotte hinge-
wieſen und dabei ausdrücklich bemerkt, daß neben den Ver-
einigten Staaten von Amerika insbeſondere Japan ſeinen
Schiffbau ganz gewaltig geſteigert habe, um nach dem Krieg
den Handel möglichſt in ſeine Hand zu bekommen.

ReichsFrauenkonferenz.
Am zweiten Verhandlungstag referierte über unſre Agi

tation Genoſſin Juchacz. Die Diskuſſion war wiederum leb
haft, und auch jetzt, wo die Gelegenheit geboten war, die die
Partei bewegenden Streitfragen zu diskutieren, ergab ſich die
vollſtändige Einigkeit der Delegiertinnen im Sinne der Leit-
gedanken des Referats und im weiteren der Vorſtands- und Frak-
tionsmaßnahmen. Der Genoſſe Ebert gab auf Wunſch eine Dar-
ſtellung der gegenwärtigen allgemeinen Situagtion.
Seine Ausführungen wurden mit großer Spannung und leb-
hafter Zuſtimmung entgegengenommen, und die Konferenz be-
wies, ohne in die materielle Behandlung der Fragen einzutreten,
daß ſie mit der Haltung der Fraktion voll einverſtanden war.

Genoſſin Ege Frankfurt a. M.) plädierte für größere Be
rückſichtigung der Frauen im Sinne aus Frankfurt gemachter
Vorſchläge auf Vermehrung der Frauenſitze im Parteivorſtand,
Anſtellung von Sekretärinnen im Lande, ſtärkere Vertretung der
Frauen in Agitationskommiſſionen und Kreisleitungen, den Orts-
vorſtänden und Leitungen der Stadtbezirke, den Preßkommiſſio-
nen u. a. m.

Genoſſe Braun vom Parteivorſtand legte dar, wie die An
träge Frankfurt in vielem offene Türen einrennen, weil das, was
dort verlangt wird, bereits in unſerm Organiſationsſtatut ſteht.
Auch Bezirksſekretärinnen waren bereits angeſtellt, und wir wer-
den in Zukunft demgemäß weiter verfahren, wenn die Verhält-
niſſe nach dem Krieg es erfordern. Braun gab dann in längeren
Darlegungen die Gründe bekannt, die den Parteivorſtand zur
Aufhebung des Frauenbureaus beſtimmten. Da nur der Partkei-
tag die frei gewordenen Plätze im Vorſtand wieder beſetzen kann,
hat der Vorſtand, um die Frauenbewegung zu fördern, die Ge-
noſſin Juchacz, die vorher in Köln als Sekretärin mit Erfolg
tätig war, als Hilfsarbeiterin herangegogen. Wie bei den Vor
ſtandsmitgliedern Zietz und Wengels, ſo wurde der Parteivor-
ſtand auch bei der Genoſſin Zetkin zum Einſchreiten beſtimmt,
als ſie, die ſchon lange einer andern Organiſation angehörte, nun
in die Leitung der Unabhängigen eintrat, ohne ſelber die Konſe
quenz zu ziehen, ihr Amt bei uns niederzulegen. Braun be-
leuchtet die Treiber der Entrüſtungskampagne, die einfach Heuch-
ler ſind, da die Gegenſeite ſchon längſt vorher Redakteure und
Angeſtellte entlaſſen hatte, wenn es ihnen notwendig erſchien.
Er geht auch auf den ſonderbaren Proteſt holländiſcher Genoſſin-
nen ein, der von Unkenntnis zeuge, aber auch von einer Arroganz,
die ſich der deutſche Vorſtand und überhaupt die deutſche Partei,
die es vermeide, ſich in die innern Angelegenheiten ausländiſcher
Parteien einzumengen, nie erlauben würden.

Eine Diskuſſion über die Ausführungen Brauns, die oft
von allſeitigem Beifall begleitet waren, wurde nicht beliebt. Ein
Schlußwort der Genoſſin Juchacz und des Genoſſen Schulz
folgte, worin der letztere betonte, die theoretiſche Aufklärung durch
die „Gleichheit“ ſolle keineswegs vernachläſſigt werden; es gelte
aber die Form zu finden, nach der auch dieſe Artikel für die ein-
fache Frau verſtändlich ſind. Die Frankfurter Vorſchläge wurden
auf Vorſchlag Brauns dem Vorſtand überwieſen.

Dann referierte Genoſſin Walli Zepler (Berlin) über
den letzten Punkt der Tagesordnung: Das Frauenwahl-
recht.

Da in dem Referat eine Reihe taktiſcher Fragen aufge
rollt wurden, überwies die Konferenz die Anregungen dem
Parteivorſtand in dem Sinne, daß er ſie zu gelegener Zeit im
Verein mit den Genoſſinnen Jucharz und Zepler nutzbar zu H
machen verſuche.

Jn den folgenden zwei Reſolutionen, die einſtimmig ange
nommen wurden, iſt das niedergelegt, worüber in dieſen zwei
Tagen diskutiert worden und was in Würdigung der Ausfüh-
rungen Eberts die Frauen zum Frieden zu ſagen haben.

I.

Die Reichskonferengz der ſozialdemokratiſchen Frauen ſtellt
auf Grund der Berichte aus allen Orten Deutſchlands feſt,
daß die ſozialdemokratiſchen Frauen während des Krieges zu
Tauſenden in raſtloſer Mitarbeit auf allen Gebieten der
Kriegsfürſorge bemüht geweſen ſind, nach beſten Kräf-
ten die Leiden mildern zu helfen, die der furchtbare Krieg dem
deutſchen Volke, beſonders den minderbemittelten Volksſchich
ten zufügt. Die Konferenz billigt dieſe praktiſche Tätigkeit der
ſozialdemokratiſchen Frauen, auch die dadurch notwendig wer
dende gemeinſame Arbeit mit öffentlichen Behörden und bür-
gerlichen Frauenorganiſationen, denn gerade durch die Mit-
arbeit der ſozialdemokratiſchen Frauen in ſolchen Körperſchaf
ten war es möglich, die Intereſſen der Arbeiterinnen ſachge-
mäß und erfolgreich zu vertreten.

Die der ſozialdemokratiſchen Frauen in der
Kriegsfürſorge, beſonders aber in der Lebensmittelbe-
ſchaffung, veranlaſſen die Konferenz, den ſchärfſten Ein
ſpruch gegen die unerträglichen Zuſtände auf dem Gebiete der
Volksernährung zu erheben. Sie fordert von der Reichsregie
rung wie von den ſtaatlichen und gemeindlichen Behörden die
rückſichtsloſeſten Maßnahmen zur Bekämpfung des un-
erhörten Lebensmittelwuchers und zur Sicher-
ſtellung einer möglichſt gleichmäßigen Vertei-
lung der vorhandenen Lebensmittel zu er-
ſchwinglichen Preiſen.

Die Konferenz erneuert angeſichts der vermehrten ſozia-
len Pflichten, die die Frauen während des Krieges übernommen

n, ntit verſtärkter Entſchiedenheit die alten Forderungen
ſozialdemokratiſchen Frauen auf volles Mitbeſtim-

mungsrecht der Frauen in Reich, Staat und
Gemeinde und ihre Zulaſſung zu allen öffentlichen Jorpet
ſchaften ZWiedererrichtung tragen.

Insbeſondere verlangt ſie das aktive und paſſive
Wahlrecht für die Frauen im Sinne der ſozialdemokrati-
ſchen Wahlrechtsforderungen. Sie unterſtützt daher auch auf
das entſchiedenſte den Kampf, den gegenwärtig die ſozialdemo-
kratiſche Reichstagsfrattion zur Verwirklichung dieſer Forde-
rung führt; verpflichtet aber zugleich auch alle ſozialdemokrati-
ſchen Frauen zu unabläſſiger tatträftiger Propaganda durch das
ganze Deutſche Reich, bis ein uneingeſchränktes Frauenwahl-
recht erreicht iſt.

Die Konferenz bedauert auf das tiefſte die Spaltung
der ſozialdemokratiſchen Partei durch die Gründung der UNnab-
hängigen ſozialdemokratiſchen Partei. Sie ſtellt ſich ent-
ſchieden auf den Boden der alten Partei und
fordert demgemäß alle Arbeiterfrauen auf, gleichfalls den
alten Organiſationen treu zu bleiben und tatkräftig für ſie
zu wirken. Die Konferenz billigt endlich auch den Wech-
ſel in der Redaktion der „Gleichheit“, der durch
den Uebertritt der bisherigen Redakteurin zur Partei der unab-
hängigen Sozialdemokratie notwendig geworden war. Sie ſieht
in der „Gleichheit“ das wichtigſte geiſtige Bindemittel für die
ſozialdemokratiſche Frauenbewegung und macht es allen Partei-
genoſſinnen zur Pflicht, für die weiteſte Verbreitung der
„Gleichheit“ unter den proletariſchen Frauen Sorge zu
tragen.

II.

Die auf der Reichskonferenz ſozialdemokratiſcher Frauen
voerſammelten Vertreterinnen deutſcher Arbeiterfrauen und Ar-
beiterinnen, die in erſter Linie unter den furchtbaren ſecliſch
zerrüttenden Wirkungen des Krieges zu leiden haben, fordern
von den maßgebenden Stellen im Reiche die unverzügliche
Einleitung von Maßnahmen, die den möglichſt baldigen
Abſchluß des blutigen Völkermordens herbeizu-
führen geeignet ſind. Die Konferenz begrüßt die zähe und eni-
ſchloſſene Tätigkeit, die die ſozialdemokratiſche Reichstagsfrak-
tion in Verbindung mit der Parteileitung ſeit Ausbruch des
Krieges bis zur gegenwärtigen Stunde im Jntereſſe des Frie-
dens ausgeübt hat und wünſcht ihren weiteren Bemühungen
ſchnellſten und vollen Erfolg. Das ganze deutſche Volf, ins
beſondere die ſchwergeprüfte proletariſche Frauenwelt, brauchen
dringend den ſofortigen Frieden, nicht minder aber die Volks-
maſſen in den feindlichen Ländern. Den proletariſchen
Frauen und Müttern jenſeits der Schlacht-
fronten ſprechen die Verſammelten ihre ſchweſterlichen
Sympathien aus und fordern ſie auf, die ſozialdemokra-
tiſchen Parteien in ihren Ländern zu tatkräftiger Arbeit zu-
gunſten eines ſchleunigen Friedens zu veranlaſſen. Von einem
möglichſt baldigen Frieden, der ohne Vergewaltigungen und
Demütigungen der beteiligten Völker auf dem Boden der Ver-
ſtändigung zuſtande kommt, erwartet die Konferenz auch eine
Wiederaufnahme und Verbeſſerung der internationalen Be
ziehungen des kämpfenden Proletariats aller Länder, im be-
ſonderen auch eine herzliche Wiederanknüpfung der internatio-
nalen Verbindungen der ſozialdemokratiſchen Frauen.

Weitere Anträge lagen nicht vor. Genoſſe Braun ſchloß die
harmoniſch verlaufene Tagung mit begeiſternden Worten.
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Notizen.
Neue 24500 Tonnen verſenkt. 1. Neue

U Boot- Erfolge auf dem nördlichen Kriegsſchauplatz
24 500 B.-R.-T. Unter den verſenkten Schiffen befanden
ſich die engliſchen Dampfer „Elele“ (6557 Tonnen)
mit Munition und Weizen von Voſton nuch Liverpool,
„Engliſh Monarch“ (4947 Tonnen) mit 8000 Tonnen
Kohlen von Glasgow nach Livorno. 2. Flieger-
an griffe auf ruſſiſche Stützpunkte in der öſtlichen Oſtſee.
Jn den letzten Tagen ſind von unſern Fluzeunggeſchwadern
der nordkurländiſchen Küſte die Batterien, Kaſernen und
Hafenanlagen bei Zerel und Arensburg anf der Jnſel
O eſel erfolgreich und wiederholt mit Bomben belegt worden,
wobei Treffer und lang andauernde Brände beobachtet wurden.
Trotz heftiger Beſchießung durch feindliche Vatterien ſind
unſere Flugzenge von allen Unternehmungen unverſehrt

zurückgekehrt. e
Die Wehrpflicht der alten Landſturmlente. Zu den

Klagen über eine verſchiedene Behandlung der Wehrpflicht der alten
Landſturmleute ſagt eine Mitteilung des preußiſchen Kriegsminiſteriums
an den Reichstagsabgeordneten Dr. Müller (Meiningen) folgendes Der
Aufruf des Landſturms iſt aus militäriſchen Gründen zunächſt in den
Bezirken der Greuzkorps, ſpäter erſt in den Bezirken der innern Korps
erfolgt. Wer am Tage der Verkündigung des Aufrufs das 45. Lebens-
jahr noch nicht vollendet hatte, bleibt nach den Beſtimmungen des
Geſetzes betreffend Aenderungen der Wehrpflicht vom 11. Februar 1888

landſturmpflichtig bis zur Auflöſung des Land-
ſt ur m s. Hieraus erklärt es ſich, daß gleichaltrige Leute zum Teil
landſturmpflichtig ſind, zum Teil nicht, je nachdem in ihrem Wohn-
bezirk der Aufruf vor oder nach ihrem 46. Geburtstag erfolgt
iſt. Daran läßt ſich aber nichts ändern. Da Wehrpflicht vor Hilfs
dienſtpflicht geht, kommt auch eine Entlaſſung ſolcher Leute aus dem

eer zwecks Beſchäftigung im Hilfsdienſt nur im geregelten Reklama-
tionsverfahren in Betracht.
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Stockholm. Aus Stockholm wird uns berichtet: Der
ſeinerzeit von den Ruſſen aus Lemberg verſchleppte Ukrainer Erz-
biſchof Graf Szeptyckyj iſt hier eingetroffen. Hier verlautet, daß
in Amerika alle Angehörigen der Zentralmächte,
die zur Vermeidung von Kriegsmaßnahmen dort Schritte ein-
leiteten, um das amerikaniſche Bürgerrecht zu erwerben, jetzt
der Wehrpflicht nuterſtellt worden ſind. Mit andern
ruſſiſchen Emigranten trafen hier auch ein die Paole-Zioniſten
Zrubavel, Jeruſalemer Redakteur, Morris Katz, der Bundiſt und
Mitredakteur des Neuyorker Blattes „The Day“, Jahrblum vom
Neuyorker Blatt „Verits“. Die Verhandlungen des
Komitees mit den ruſſiſchen Delegierten verlaufen günſtig.

Flämiſche Wünſche. Laut „Socialdemokraten“ in
Stockholm kamen am Montag in Stockholm die zwei flärmiſchen
Sozialiſten Joris und Primo an, um der allgemeinen inter-
nationalen Konferenz die Wünſche der Flamen zu unter-
breiten. Jn der Unterredung erklärte Joris: Wir Flamen for-
dern nicht die Errichtung von ſelbſtändigen Staaten. Wir bean-
ſpruchen nur die kulturelle, wirtſchaftliche und politiſche Selbſt-
regierung und verlangen Gleichberechtigung mit den
Wallonen innerhalb des belgiſchen Staates. Damit würden
auch die deutſchen Annexioniſten die Grundlagen für ihre For-
derung verlieren; denn dieſe Forderung wird ja offiziell damit
begründet, daß man Deutſchland gegen Frankreich und England
ſchützen müſſe. Aber wenn die Flamen Gleichberechtigung er-
halten, wird dadurch ein neutraler Balken zwiſchen Deutſchland
und den Weſtmächten geſchaffen. Unſre Friedenswünſche ſind
keine Annexionen und lein Schadenerſatz. Beſgien ſoll wieder
errichtet werden. Wir ſchlagen vor, daß alle kriegführenden Re-
gierungen je nach ihrer wirtſchaftlichen Stärke die Koſten für diefe

Die Schlacht bei Stanislau. Aus dem Wiener
Heresbericht vom Dienstag abend geben wir folgende Meldung
wieder: Bei der Heeresfront des Gneraloberſt Erzherzog Joſeph
regere Erkundungs- und Artillerietätigkeit. Bei Stanislan
entbrannten geſtern früh erneut heiße Kämpfe. Die ver-
bündeten Truppen ſchlugen mehrere Angriffe ab, wurden jedpch
abends vor dem zunehmenden Drucke der feind-
lichen Maſſen hinter den untern Lukowicabach zurüchge-
führt. Der Gegner drängte die Nacht über nicht nach. Nörd-
lich des Dnjeſtr verhielten ſich die Ruſſen ziemlich ruhig. Unfre
Sturmtrupps arbeiteten mit Erfolg. Zwiſchen der galiziſchen
Grenze und der Oſtſee lebte vielfach das Geſchützfener auf.

Unabhängigkeitserklärung der Ukraine.
Dem „Neuen Wiener Tagblatt“ zufolge erhielt der Abgeordnete
Waſſillo über Stockholm von dem ukrainiſchen ſozialrevolutionären
Rat eine Depeſche, die beſagt: Der ukrainiſche Zentralrat in
Kiew hat eine ſelbſtändige ukrainiſche Republit
proklamiert und ſich als ukrainiſche Regierung konſtituiert.
Vorläufig wurde je ein ukrainiſcher Reichsverweſer für Krieg,
Marine, Juſtiz und Finanz und ein Miniſter des Aeußern er-
nannt. Jn einer Proklamation an die Bevölkerung wird mitge-
teilt, daß Steuern von nun an nur für die neuer ukrainiſche
Regierung einzunehmen ſind. Jn der Ungabhängigkeitserklärung
heißt es: „Ohne ſich von Rußland abzutrennen, ohne mit dem
ruſſiſchen Stagte zu brechen, ſoll das utrainiſche Volk das Recht
beſißen, auf ſeiner Erde über ſein Leben zu entſcheiden. Alle
Geſetze, die hier in Ukraing die Ordnung ſichern ſollen, hat
nur unſre unkrainiſche Verſammlung das Recht zu
bewilligen; die Geſetze über die Ordnung in dem ganzen ruſſi-
ſchen Staate ſoll das allruſſiſche Parlament heransgeben.“
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Amerikas Druck auf die Neutralen. Die Regierungstkon-
trolle über die amerikaniſche Ausfuhr wird
15. Jult in Wirkſamkeit treten. Wilſon erklärte, daß die
Verſchiffung der wichtigſten Ausfuhrgegenſtände beſonderer Be-
willigung bedürfen ſoll. Jn der Proklamation ſagt der Präſi-
dent, daß die Politik der Regierung zu nächſt die amerikan i-
ſchen Bedürfniſſe in Betracht ziehen muß, dann ſoweit als
möglich die Bedürfniſſe der Alliierten und ſchließlich die
Verſorgung der Neutralen, ſoweit ſie ſich durchführen
läßt. Die Regierung prüft, ob es ratſam iſt, ein vollſtän-
diges Ausfuhrverbot für zwei Monate auf jede
Verſchiffung von Nahrungsmitteln zu legen, um den Umfang von
Amerikas Vorräten feſtzuſtellen und den Alliierten und Neu-
tralen Gelegenheit zu geben, ein vollſtändiges Programm ihres
Bedarfs vorzulegen.

ani

Auch Schweden aushungern. „Daily News“ be-
richtet aus Waſhington: Die amerikaniſche Regie-
rung wurde von den Alliierten erſucht, alle Ausfuhrbewilligungen
nach Schweden ſo lange zu verweigern, bis die jetzt ſchwebenden
Verhandlungen mit dem Lande beendet ſind. Jm Kongreß iſt
eine Bewegung im Gange, um mit gewiſſen europäiſchen
Staaten über ihre Teilnahme am Krieg an der Seite der
Alliierten zu verhandeln.

K

Erfolg an der Küſte.
T. B. Großes Hauptquartier, 11. Jnli 1917.

(Amttlich.)
Weſtlicher Kriegsſchauplatz.

Heeresgruppe Kronprinz Rupprecht.
Jm Dünen- Abſchnitt des Marinckorps ſtürmten

geſtern Teile der kampfbewährten Marineinfanterie nach vlan
mäßiger, wirkungsvoller Feuervorbereitung die von den Franzoſen
ſtark ausgebauten, ſeit kurzem von den Engländern ühbrr
nommenen Verteidigungsanlagen zwiſchen der Küſte und Leom
bartzyde.

Der Feind wurde über die Yſer zurückgeworfen.
Ueber 1250 Gefangene, dabei 27 Offiziere, ſind ein-

gebracht worden. Die engliſchen Verluſte in dem ſtark beſchoſſe
nen Gelände zwiſchen Meer und Fluß ſind ſehr hoch. Die Beute

ſteht noch nicht feſt. ßWieder trugen unſre Flieger in tatkräftigſter Weiſe trotz
heftigen Sturmes zu dem vollen Erfolg des Tages weſent
lich bei.9 Bei den andern Armeen der Weſtfront hielt ſich infolge

regneriſchen Wetters die Gefechtstätigkeit in geringen
Grenzen. Einige Erkundungsunternehmungen von ſächſiſchen,
rheiniſchen und Gardetruppen bei Reims, öſtlich der Ar-
gonnen und zwiſchen Maas und Moſel, zeitigten gute Er-
gebniſſe.

Oeſtlicher Kriegsſchauplatz.
Zwiſchen Oſtſee und Schwarzem Meere keine größern

Kampfhandlungen.
Die Bewegungen ſüdlich des Dunjeſtr ſind bisher wie ge-

plant vollzogen worden.
Mazedoniſche Front

Bulgariſche Streifabteilungen hoben üſtlich des Dojranſees
einen engliſchen Poſten auf. In der Strumaebene ſchoß die
engliſche Artillerie mehrere Ortſchaften in Vrand.

Der Erſte Generalquartiermeiſter
Ludendorff.
x

Ruſſiſcher Bericht.
Vom 9. Juli. Weſtfront: Jn Richtung Zloezow ſüd-

öſtlich von Brzezany gegenſeitige Artillerietätigkeit. Jn Rich-
tung Dolinſk griffen am S. Juli gegen Mittag die Truppen des
Generals Kornilow nach Artillerievorbereitung die befeſtigten
feindlichen Stellungen weſtlich von Stanislau auf der Front
Jannica--3agwozdz an. Nachdem ſie die vorgeſchobene Haupt
ſtellung des Feindes durchſtoßen hatten, drangen unſre Truppen
kämpfend vor und bemächtigten ſich der Stadt Jeſupol und der
Dörfer Tſionjow, Raweltſche und Rybno. Kavallerie, die
zur Verfolgung des zurückweichenden Feindes angeſetzt wurde,
erreichte den Lukowicabach. Die Siegesbeute des Tages beträgt

131 Offiziere, 7000 Soldaten ſowie 48 Geſchütze, darunter
12 ſchwere, und viele Maſchinengewehre.

Rumäniſche Front: Die Lage iſt unverändert.
Kaukaſusfront: Unter dem Drucke der Türken

Truppen Pendjvin, Hangkin und Kaſrichirin auf,
inſern vorgeſchobenen Beobachtungspoſten beſetzt worden

unfregabe

Unſre Flieger warfen Bomben auf Bahn-
ind Stadt Pinſt, wo ſie Brände hervorriefen. Ein feind-

liches Fliegergeſchwader unternahm einen nächtlichen Flug nach

Flugweſfen:

naburg und warf einige Dutzend Bomben ab.



Deutſcher Reichstag.
114. Sitzung.

Berlin, 11. Juli, nachmittags 3 Uhr.
Auf der Tagesordnung ſteht zunächſt der Bericht des Aus

ſchuſſes über
Fragen der äußern und innern Politik

und als zweiter Gegenſtand die Kreditvorlage.
Abg. Dr. Spahn (Ztr.) beantrag. zur Geſchäftsordnung, dieſe

beiden Punkte von der Tagesordnung abzuſetzen und an ihre
Stelle zu ſetzen den Geſetzentwurf betreffend die Fürſorge für
Gefanger. und das Geſetz zur Förderung der Schiffahrt.

Abg. Graf Weſtarp (konſ.): Jch habe nichts dagegen, daß
Punkt l abgeſetzt wird, bitte aber Punkt 2 auf der Tagesordnung
zu belaſſen. Es erſcheint uns erwünſcht, in die weitere Be
ratung der Kreditvorlage jetzt ein zutreten. Wir glauben, mit der
ganz überwiegenden Mehrheit des Hauſes darin übereinzu-
ſtimmen, daß die Bewilligung der Kriegskreditvorlage nicht von
irgendwelchen Bedingungen abbängig gemacht werden kann. Auf
der andern Seite könnte doch der Umſtand, daß die Verhand-
lungen ſich jetzt fo lange hingezogen haben, und wir nun beute
wiederun. dieſen Gegenſtand abſetzen, die Befſirchtung gerecht-
fertigt erſcheinen laſſen, daß der Eindruck erweckt wird, als wenn
dir Verhandlung der Kreditvorlage doch von Bedingungen ab-
bängig gemacht würde. Dieſe Eindruck halten wir im Jnter-
ejſe des Landes nicht für erwünſcht. (Beufall rechtes.)

Abg. Haaſe (Unabh. Soz.): Da wir grundſätzlich Gegner der
Kreditvorlage ſind, legen wir keinen Wert darauf, daß die vom
Aba. Spahn angeregte Frage vom Haus entſchieden wird.
Heiterkeit.

Abg. Scheidemann (Sog.): Jch bitte, den Antrag des Grafen
Weſtarp bzulehnen. Es iſt einigermaßen unverſtändlich, daß
Graf Weſtarp ſich Sorge darum macht, daß es draußen einen
ſchlechten Eindruck machen könnte. wenn wir nun heute nicht
vlötzlich, ehe i. die politiſchen Auseinanderſetzungen eingetreten
iſt, die Kreditvorlage bewilligen. Jch mache darauf aufmerk-
ſam, daß heute vor 8 Tagen von meiner Fraktion der Antrag ge-
ſtellt worden iſt, in die Beratung der Kreditvorlage einzutreten,
daß ſick, der Seniorentonvent mit dieſer Frage eingehend be-
ſchäftigt hat und dann auf die ſtrikte Einrede des Grafen Weſtarp
und ſeiner Freunde beſchloſſen hat, ſo zu verfahren, wie der
Abg. Spahn jetzt vorgeſchlagen dat. (Hört, hört!) Das heiß::
das, was Graf Weſtarp jetzt wünſcht, iſt genau das Gegenteil von
dem, was wir unter Berückſichtigung feiner eignen Wünſche
ſchließlich vor 8 Tagen konzediert haben. (Hört, hört!) Jch bitte
Sie alſo, nach dem Antrag Spahn zu verfahren, nicht erſt irgend-
welche Mittel zu bewilligen und nachher darüber zu reden, ob
das richtig oder falſch war (Hört, bört! rechts), ſondern uns vor-
her darüber auszuſprechen. Ein andres Verfahren würde ſich
parlamentariſch in keiner Weiſe rechtfertigen. (Sehr richtig!)

Abg. Graf Weſtarp: Wir ſtehen allerdings gegenüber der
Kreditvorlage grundſätzlich auf einem andern Standpunkt als der
Abg. Scheidemann und halten es bei einer ſolchen Vorlage für
unmöglich, ſie irgendwie daraufhin zu prüfen, oh man ſie an-
nehmen oder ablehnen will, wie die Situation beute iſt. Wir
haben den Wunſch, daß die Kreditvorlage auch aus Gründen des
Eindrucks auf das Ausland ſo bald als möglich erledigt wird.
Aus dieſem Wunſche heraus habe ich allerdings vor S Tagen
dem Wunſche, der von andrer Seite ausgeſprochen wurde, zuge-
ſtimmt, daß man die Debatte über den Bericht des Ausſchuſſes
und über die Kreditvorlage vereinigen möchte, damit nicht zwei
Debatten entſtehen. Das iſt geſchehen eben unter der Voraus-
ſetzung, daß in kurzer Zeit dann die Kreditvorlage bewilligt wer-
den könnte. Jnzwiſchen iſt eine Woche ins Land gegangen, und
nach alledem, was inzwiſchen bekanntgeworden iſt, halten wir
es jetzt allerdings für möglich, die Kreditvorlage zu erledigen.

Abg. von Payer (Fortſchr. Vp.): Wenn man ſchon bei einer
Vertagung der Kreditvorlage auf 2 Tage von einem Eindruck
auf das Ausland reden kann (Heiierkeit), ſo wäre es für den
Eindruck auf das Ausland jedenfalls viel richtiger, wenn Graf

und die Kreditvorlage gemeinſam erledigt werden, haben wir von
Anfang an im Seniorenkonvent und hier im Haus aus ſelbſtver
ſtändlich betrachtet. (Sehr richtigl) Zum drittenmal ſtehen
dieſe beiden Punkte nebeneinander auf der Tagesordnung. Wel-
cher Grund liegt denn nun vor, auf einmal dieſe Dinge zu ren-
nen? Ja, wenn dem Reiche das Geld ausginge, wenn die Kaſſen
morgen geſchloſſen werden müßten, falls wir nicht die Kredite
heute bewilligen, dann würde ich das als ſtarkes Argument er-
achten. (Sebr gut!) Laſſen wir es alſo bei dem Antrag Spahn
und dehnen wir dieſe Debatte ſo wenig als möglich aus. (Bravo!)

Abg. Mertin (Oels, D. Frakt.): Wenn es ſich um die Frage
handelte, ob man die Bewilligung der Kriegstredite nur auf
2 Tage verſchieben wollte, ſo könnte man darüber ſtreiten. Es
handelt ſich hier aber darum, ob wir die Kriegskredite von der
Tagesordnung abſetzen (mit erhobener Stimme), von einer
Tagesordnung, auf der ſie geſtanden hat. (Große Heiterkeit.)
Sie mägen darüber lachen (erneute große Heiterkeit), man wird
ſich doch wohl überlegt haben, weshalb man vor ganz kurzer Zeit
dieſen Punkt auf die Tagesordnung geſetzt hat. (Sehr richtig!
und Heiterkeit.) Jch tann nicht anerkennen, daß wir, wenn es
ſich um Kriegskredite handelt, erſt äußere oder innere politiſche
oder nichtpolitiſche Gründe prüfen müſſen. Solange wir Krieg
führen, müſſen wir die notwendigen Kredite bewilligen. Das
ganze Volk ſchaut auf dieſen Punkt der Tagesordnung. (Ge-
lächter.) Alles andre, was dann gekommen iſt, war erſt eine
Folge davon, das Volk hat zuerſt darauf geſchaut, daß wir dieſen
Punkt auf die Tagesordnung in dieſer Seſſion geſtellt haben.
Daher müſſen wir Stellung dazu nehmen. Bravo! rechts.)

Punkt 1 der Tagesordnung wird hierauf einſtimmig, die
Kriegskreditvorlage gegen die Stimmen der Rechten und der
Nnabhängigen Sozialdemokraten von der Tagesordnung ab-
geſetzt.

Es folgt die Vorlage betreffend die
Gefangenen-Fürſorge.

Abg. Davidſohn (Soz.): Das Geſetz ſoll ein weiteres Mittel
ſog. Humaniſierung in den Krieg bringen. Es will der Fürſorge
für deutſche und feindliche Kriegsgefangene dienen, jener Für-
ſorge, die nicht gerade hoch im Kurſe ſteht. Mi: der Tendenz
der Vorlage bin ich einverſtanden, aber im einzelnen ſcheinen
mir Abänderungen nötig; ſo geht aus S 1 nicht tlar hervor, ob
Schädigungen durch klimatiſche Einwirtungen unter das Geſetz
fallen. Gegen die „angemeſſene“ Fürſorge für feindliche Kriegs-
gefangene habe ich das größte Mißtrauen, und daß der allein
ſeligmachende Bundesrat die Angemeſſenheit der Fürſorge feſt
ſtellen ſoll, ändert daran nichts. Jch meine vielmehr, daß die
genaue Umgrenzung dieſer Fürſorge in das Geſetz ſelbſt hinein-
gehört. Untlar iſt mir, weshalb die in Deut chland beſchäftigt'n
Kriegsgefangenen nicht den Beſtimmungen der deutſchen Arbei-
terverſicherung unterſtellt werden können. Die Begründung ſagt,
das würde vom deutſchen Volke nicht verſtanden werden. Vom
alldeutſchen Volke gewiß nicht, vom deutſchen Volk aber ſehr
wohl. (Zuſtimmung b. d. Soz.) Zur weitern Erörterung von
Einzelheiten beantrage ich namens meiner Fraktion die Ueber-
weiſung der Vorlage an einen Ausſchuß von 21 Mitgliedern.

Abg. Weinhauſen (Fortſchr. Vp.), Abg. v. Bvoehn (konſ.),
Abg. Cohn (Nordhauſen, Unabh. Soz.), Abg. Seyda (Pole)
ſchließen ſich dem Antrag des Vorredners an.

Die Vorlage wird an eine Kommiſſion von 21 Mitgliedern
überwieſen.

Es folgt die Beratung des Geſetzentwurfs über die
Wiederherſtellung der deutſchen Handelsflotte,

der den Reichskanzler ermächtigen ſoll, den Eigentümern deut-
ſcher Kauffahrteiſchiffe zur Wiederherſtellung der deutſchen Han-
delsflotte Beihilfen zu gewähren.

Staatsſekretär Dr. Helfferich: Die glänzende Entwicklung
unſrer Handelsflotte in den letzten Jahrzehnten bis zum Aus-
bruch des Krieges iſt bekannt. An Tonnengehalt folgte ſie vor
dem Kriege unmittelbar hinter der engliſchen Flotte, im Material
ſtand ſie an der erſten Stelle der Welt. Unſre Flotte bildete
den Gegenſtand der Bewunderung und des Neides für die ganze
Welt. Durch den Krieg haben unſre Reedereien ſchwer gelitten.Weſtarp nicht ſeinen Einſpruch erhoben hatte. (Levhafte Zuſtimmung.) Daß der Bericht über die innere und äußere Poiitie Von den 5 Millionen Tonnen ſind über 2 Millionen entweder

direkt in feindliche Hand gefallen odex ſtark gefährdek. Weite
aber waren die Reedereien der Feinde und der Neutralen in der
Lage, ungeheure Geſchäfte zu machen und ungeheure Gewinne
zu erzielen. Unſre Reedereien mußten dagegen große Aufwen-
dungen machen, um die im Ausland liegender Schiffe zu erhalten,
ohne entſprechende Gewinne machen zu können. Die ſich hieraus
ergebenden Konſequenzen liegen auf der Hand. Beim Wieder-
aufbau der Flotte werden wir auf die Mitwirkung der Reedereten
nicht verzichten können und müſſen deshalb ſchon jetzt Vorſorge
treffen. unſre Reedereien aufrechtzuerhalten und ihnen nach dem
Krieg einen neuen raſchen Aufſchwung zu ſichern. Der Umfanj,
der ihnen zu gewährenden Entſchädigungen wird von Voraug-
ſetzungen wirtſchaftlicher und finanzieller Natur abhängen, die
wir heute noch nicht überſehen können. Die nach dem Geſetz
jetzt ſchon zu gewährenden Entſchädigungen ſind ſo konſtruijert,
daß ſie den Reedereien einen möglichſt wirkſamen Antrieb zur
möglichſt raſchen Wiederherſtellung von Schiffen geben. Deutſche
Unternehmungsluſt und deutſcher Seemannsgeiſt haben ſich bis
her im Frieden und im Kriege ſtark gezeigt, ſie werden ſich auch
weiter ſtark zeigen in der Wiederaufrichtung unſrer Flotte.
(Beifall.)

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.
Auf Antrag des Abgeordneten Dove (Fortſchr. Vp.) wird

die Vorlage an den Ausſchuß für Handel und Gewerbe verwieſen.
Eine Reihe von Petitionen werden debvattelos erledigt.
Damit iſt die Tagesordnung erledigt.
Nächſte Sitzung Freitag 3 Uhr. (Anfragen, zweite Leſung

des Geſetzes betr. Fürſorge für Kriegsgefangene und des Geſetzes
betr. die Wiederherſtellung der deutſchen Handelsflotte, Bericht
des Ausſchuſſes für Bevölkerungspolitik betr. Maßnahmen zur
Bekämpfung der Geſchlechtskrankheiten.)

Aus der Parteibewegung.
Die „Leipziger Volkszeitung für die U-BootSpende.
Die „Leipziger Volkszeitung“, das Zentralorgan der ſoge-

naunten Unabhängigen, der die kleine „unabhängige“ Preſſe
folgſam alles nachdruckt, was des große Organ an wüſteſten Aus-
fällen gegen die Sozialdemokratie bringt, dieſes ſelbe Blatt
hat es über ſein unentwegt revolutionär-marpxiſtiſches Gewiſſen
gebracht, ein Werbeplakat für die UBoot-Spende beilegen und
ſo ſeine radikalen Leſer für dieſe Spende animieren zu laſſen.

Auf dem betreffenden Plakat heißt es:
Jm Entſcheidungskampf des deutſchen Volkes bedeutet

der uneingeſchränkte UBootKrieg einen neuen Abſchnitt.
Mit diefem Ernſt und äußerſter Entſchloſſenheit ſteht das

ganze deutſche Volk einmütig hinter den Männern, die dieſe
ſcharfe Waffe in unverſiegendem Opfermut und mit ſtaunens-
wertem Erfolg gegen den Feind führen.

Dieſen Helden in gleicher Einhelligkeit den Dank abzu-
ſtatten, iſt Pflicht aller Deutſchen. Zu dieſem Zwecke ſoll eine
UBootSpende als Gabe des ganzen deutſchen Volkes darge-
bracht werden.

Den Ehrenvorſitz haben der Reichskanzler und der
Generalfeldmarſchall v. Hindenburg übernommen. An alle
unſre Volksgenoſſen ergeht deshalb die herzliche Bitte, für die
UBootBeſatzungen und ihre Familien ihr Scherflein opfer-
willig darzubringen.

Gebe jeder nach Kräften!
Und auf der Vorderſeite dieſes Plakats iſt in ſchönſtem

Lichtdruck kein andrer als der eifrigſte Förderer des UBoot-
Kampfes, Großadmiral v. Tirpitz, abgebildet, der ganz beſondere
Freund gerade der Leipziger Volkszeitung“. Doch ſei der Vol-
ſtändigkeit halber nicht vergeſſen, daß dem Plakat zur bequemern
Einzahlung der wohl erwarteten vielen Spenden gleich eine Zahi
karte angeheftet iſt: Allgemeine deutſche Kreditanſtalt Nr. t72,
Leipzig.

Ja, es iſt ſchwer, keine Satire zu ſchreiben!

Antſihe Velunntmochungen.

Bekanntmachung.
Ueber das Verbot der Herſtellung von Brauntwein aus Obſt.

Auf Grund des S 1 der Verordnung über die Verarbeitung von
Obſt vom 5. Auguſt 1916 ReichsGeſetzblatt Seite 911) wird beſtimmt

S 1.
Obſt, Obſterzeugniſſe aller Art und Rückſtände von Obſt dürfen

gewerbsmäßig zur Branntweinherſtellung nicht verwendet werden.
Ausgenommen ſind ſolche Kirichen, die ſich zum Genuß in rohem

Zuſtand nicht eignen und herkömmlich in ihrem Erzeugungsgebiet aus-
ſchließlich zur Branntweinherſtellung verwendet werden. Brennktrſchen.)

Weintrauben gelten nicht als Obſt im Sinne dieſer Verordnung.
Die Verarveitung von Weintreſtern zu Branntwein regelt ſich nach der
Verordnung über Weintreſter und Traubenkerne vom 3. Auguſt 1916
ReichsGeſetzblatt Seite 887) und den dazu ergangenen Aueführungs-

beſtimmungen vom 31. Dezember 1916 ReichsGeſetzblatt Seite 1073).
S 3.

Ausnahmen von dem Verbot des S 1 können von den Landes
zentralbehörden oder den von dieſen beſtimmten Behörden für Obſt zu
gelaſſen werden, das zum menſchlichen Genuß untauglich iſt und wegen
ſeiner Beſchaffenheit oder aus andern Gründen zur Herſtellung von
Marmelade nicht verwendet werden kann, unter den gleichen Voraus-
ſetzungen auch für Obſterzeugniſfe und Rücſſtände von Obſt.

S 3.
Die Landeszentralbehörden können die gewerbsmäßige Verwendung

von Brennkirſchen (5 1 Abſatz 2) zur Branntweinherſtellung beſchränkenden

Vorſchriften unterwerfen. e
v eDer Abſatz von Obſtbranntwein regelt ſich nach der Verordnung

über den Verkehr mit Branntwein aus Klein und Obſtbrennereien
vom 24. Dezember 1917 ReichsGeſetzblatt Seite 179) und den auf
Grund des F 4 dieſer Verordnung von dem Vorſitzenden der Reichs
branntweinſtelle feſtgeſetzten Höchſtpreiſen, der Abſatz abgebrannter Obſt-
treſter nach der Verordnung über Futtermittel vom 5. Oktober 1916
ReichsGeſetzblatt Seite 1108).

8 5.
Mit Gefängnis bis zu einem Jahr und mit Geldſtrafe bis zu

10 000 Mark oder mit einer dieſer Strafen wird beſtraft, wer dem
Verbot des S 1 entgegen Obſt, Obſterzeugniſſe und Rückſtände von
Obſt zur Branntweinherſtellung verwendet oder den auf Grund des
g 3 dieſer Verordnung von den Landeszentralbehörden erlaſſenen Vor
ſchriften zuwiderhandelt. 6

Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft.
Die Bekanntmachungen der Reichsſtelle für Gemüſe und Obſt

vom 2. September 1916 (Reichsanzeiger 208 vom 4. September 1916),
vom 9. September 1916 (Reichsanzeiger 214 vom 11. September 1916),
vom 9. November 1916 (Reichsanzeiger 266 vom 10. November 1916),
vom 2. Februar 1917 (Reichsanzeiger 34 vom 8. Februar 1917) und
vom 20. Februar 1917 (Reichsanzeiger 48 vom 24. Februar 1917)
treten gleichzeitig außer Kraft.

Berlin, den 5. Juli 1917.

Bekanntmachung
über den Höchſtpreis von Brenukirſchen.

8 1.
Der Preis für ſolche Kirſchen, die ſich zum Genuß in rohem

Zuſtand nicht eignen und herkömmlich in ihrem Erzeugungsgebiet
ausſchließlich zur Branntweinerzeugung verwendet werden, darf beim
Verkauf durch den Erzeuger nicht mehr als 18 Pfg. für das Pfund
betragen.

K 2V

Die bei den Landes-, Provinzial und Bezirksſtellen für Gemüſe
und Obſt gebildeten Preiskommiſſionen können für ihr Wirt
ſchaftsgebiet einen andern Erzeugerhöchſtpreis beſtimmen, der den feſt
geſetzten Höchſtpreis nicht um mehr als 10 Prozent überſchreiten und
nicht mehr als 15 Prozent dahinter zurückbleiben darf.

8 3.
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft.
Berlin, den 5. Juli 1917.

Reichsſtelle für Gemüſe und Obſt.
Der Vorſitzende v. Tilly.

Halle, den 10. Juli 1917. Der Magiſtrat.
Warnung.

Die Schlachtſchweine in den beſetzten Gebieten, beſonders des
öſtlichen und ſüdöſtlichen Kriegsſchauplatzes, ſind häufig mit Trichinen
und geſundheitsſchädlichen Finnen behaftet, die durch das Zubereiten
und Haltbarmachen des Fleiſches beim Schlachten der Tiere nicht immer
abgetötet werden.

Der Genuß trichinöſen Fleiſches ſowie der daraus hergeſtellten
Fleiſchwaren gefährdet die Geſundheit und ruft ſchwere Erkrankungen
(Trichinoſe uſw.) hervor.

Es wird dringend gewarnt, Fleiſch oder Fleiſchwaren von
Schweinen aus den genannten Gebieten in ununterſuchtem oder in
nicht völlig garem Zuſtande zu genießen.

Halle, den 16. Juni 1917.

mannOlympia- Park
Sonntay nachmittag 4 u. 8 Ur: Zwei große Konzerte

ausgeführt vom ArbeiterSängerchor (80 Sänger) und der
Görlachſchen Kapelle. H6

Die Polizeiverwaltung.

Bekanntmachung
betreffend Beſchlagnahme und freiwillige Ablieferung von
Einrichtungsgegenſtänden aus Kupfer und Kupferlegierungen

(Meffing, Rotguß, Tombak, Bronze).
Unter Bezugnahme auf unſre Ausführungsbeſtimmungen vom

25. Juni 1917 zur Verordnung des ſtellvertretenden Generalkommandos
4. Armeekorps vom 20. Juni 1917 weiſen wir hiermit nochmals darauf
hin, daß die beſchlagnahmten Gegenſtände in unſrer Sammelſtelle,
Turnhalle am Roßplatz. freiwillig abgeliefert werden können. Die
Sammelſtelle iſt werktags von 9 bis 12 Uhr vormittags und 3 bis
5 Uhr nachmittags außer Sonnabend nachmittags geöffnet. Die
vorvezeichnete Verordnung, welche in den einzelnen Polizeirevieren, in
der Turnhalle am Roßplatz und Rathausſtraße 19, Zimmer Nr. 62,
öffentlich aushängt, führt die beſchlagnahmten Gegenſtände namentlich
auf und enthält im S 3 einen Hinweis über beſchlagnahmefreie Ein
richtungsgegenſtände. Hierzu ſei noch bemerkt, daß Türklinken, welche
zur Betätigung des Schloſſes dienen, ſowie die dazu gehörigen Roſetten
nnd Schließbleche nicht unter die Beſchlagnahme fallen. Dasſelbe gilt
für die Oeſen der Treppenläuferhalter.

Es wird gebeten, mit der Ablieferung möglichſt bald zu beginnen,
da die beſondere Prämie von 1 Mark pro Kilogramm nach dem
31. Auguſt cr. nicht mehr gezahlt wird, mit dem 1. September a.
aber die Meldepflicht eintritt.

Der Magiſtrat.Halle, den 10. Juli 1917.

Diejenigen Jnhaber von Kleinhandelsgeſchäften, welche Kunden-
liſten eingereicht haben, werden hierdurch aufgefordert, Donnerstag
den 12., Freitag den 13. und Sonnabend den 14. Juli 1017 bei den
von ihnen gewählten Großhändlern den in nächſter Woche zum Verkar
gelangenden Grieß abzuholen.

Bekanntmachung über Reglung des Verkaufs erfolgt ſpäter.

Halle, den 11. Juli 1917. Der Magiſtrat.

o Bad Wittekändd. 0
Freitag den 13. Jnuli, nachmittags Z/ Uhr

ausgeführt vom Stadtthester-Orchester. Leit.: Kapellmſtr. Nöhren.

Eintrittspreis 35 Pfennig. 3849

Kaufe

lepzleer Str. 87
Reichsſtelle für Gemüſe und Obſt.

Der Vorſitzende: v. Tilly.
Halle, den 10. Juli 1917. Der Magiſtrat.

bei H. IKan Hente abend S Uhr
Mllitär Konzert
ausgeführt von der Kapellees W S d. Er wen
(1V/81). Ltg. Kapellm. Höning

Eintrittspreis 35 Pf.
Danerkarten habenn 3 h r
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Beilage zur Volksſtimme.
Nr. 36.

Halle und Saalkreis.
Halle, 12. Juli 1917.

Aniverſität und Großkapital.
Eine auch für Halle ſehr intereſſante Begebenheit wird uns

aus Bonn berichtet. Dort wurde am vergangenen Sonntag
anläßlich des hundertjährigen Beſtehens der Univerſität eine „Ge
ſellſchaft von Freunden und Förderern der rheiniſchen Friedrich

Wilhelm Univerſität zu Bonn E. V.“ gegründet. Nach ihren
Satzungen will die Geſellſchaft „durch dauernde Mitarbeit und
finanzielle Beihilfe zur Errichtung neuer oder Erhaltung und.
Vergrößerung beſtehender Jnſtitute und Einrichtungen der Uni-
verſität ſowie zur Förderung wiſſenſchaftlicher Arbeit bei
tragen“. Mitglieder können alle Perſonen oder Organiſationen
werden, die einen Beitrag von mindeſtens 1000 Mark geleiſtet
haben. Ein Blick auf die Mitgliederliſte zeigt, daß die rhei-
niſch-weſtfäliſche Schwerinduſtrie hinter die-
ſer Gründung ſteht. Jhr Vorſitzender iſt der bekannte Ge
heimrat Duisberg, ein Teilnehmer der berühmten Adlon-
konferenz und ſchärfſter Bekämpfer des Hilfsdienſtgeſetzes; in
den Verwaltungsrat wurden u. a. die Herren Geheimrat Ba yer
(Elberfeld, von den bekannten Farbenfabriken), Geheimrat
Beukenberg (Dortmund, vom „Phönix“-Werk), Geheimrat
Hagen (Köln, mit 58 Aufſichtsratspoſten der König der deut
ſchen Aufſichtsräte), Generaldirektor Weinlich (Winningen),
Freiherr v. Guilleaume (Köln) gewählt, ferner auch der
Landrat v. Grote (Bonn), der Vorſitzende der rheiniſchen Land
wirtſchaftskammer, deſſen Name wiederholt unter annexioniſti
ſchen Kundgebungen zu leſen war. Bemerkenswert iſt auch die
Liſte der bisherigen Zeichnungen Farbenfabriken Friedr. Bayer

Ko. (Leverkuſen) 250 000 Mark, Geheimrat Duisberg (Lever-
kuſen) 50 000 Mark, Geheimrat Bayer (Elberfeld) 50 000 Mark,
Geheimrat v. Böttinger (Arensdorf) 50 000 Mark, Geheimrat
Glaſer (Heidelberg) 10 000 Mark, Direktor Dr. Robert E. Schmidt
Elberfeld) 10 000 Mark uſw. Zur Feier dieſer Gründung fand

gquch eine große Verbrüderung mit den Bonner Univerſitäts-
profeſſoren ſtatt, wobei u. a. der Landtagsabgeordnete
Dr. Beu mer ſprach.

Dieſe merkwürdige Geſellſchaft beweiſt aufs neue, daß das
Unternehmertum keine Opfer ſcheut, um ſich auch an den Uni
rerſitäten einen Einfluß zu ſichern. Denn niemand kann ſo
naiv ſein, zu glauben, daß dieſe Summen ſo bereitwillig her
gegeben werden, um allein der „vorurteilsfreien Forſchung“ zu
dienen. Steht doch dieſes Unternehmen ganz im Einklang mit
frühern Verſuchen, bei denen die wirklichen Ziele dieſer Be
mühungen noch deutlicher hervortraten.

Wochenhilfe für Ehefrauen Hilfsdienſtpflichtiger.

Der Bundesrat hat am 5—. Juli eine Verordnung be
ſchloſſen, nach der deutſche Wöchnerinnen während der Geltungs-
dauer des Hilfsdienſtgeſetzes aus Reichsmitteln eine Wochenhilfe
erhalten ſollen, wenn

1 der Ehemann eine Beſchäftigung im Sinne des Hilfs-
dienſtgeſetzes ausübt und im letzten Jahre vor der Niederkunft
ſeiner Ehefrau mindeſtens 6 Monate hindurch ausgeübt hat,

2. ſeine wirtſchaftliche Lage ſich inſolge ſeiner
Beſchäftigung im Hilfsdienſt nachweislich verſchlechtert
hat und

3. ein Bedürfnis für die Beihilfe beſteht.
Bei Hilfsdienſtpflichtigen, die durch beſondere ſchriftliche

Aufforderung nach S 7 des Hilfsdienſtgeſetzes herangezogen wor-
den ſind, bedarf es nicht des Nachweiſes einer Beſchäftigung im
Hilfsdienſt vor der Niederkunft. Der Beſchäftigung des Ehe
mannes vor der Niederkunft ſteht natürlich die Leiſtung von
Kriegsſanitäts- und ähnlichen Dienſt gleich. Ebenfalls erhalten
die Wochenhilfe ſolche Wöchnerinnen, die ſelbſt im Jahre vor
der Niederkunft mindeſtens 6 Monate hindurch im Hilfsdienſt
beſchäftigt waren. Auf dieſe 6 Monate wird ihnen die Zeit einer
Veſchäftigungsloſigkeit unmittelbar vor der Niederkunft bis zu
1 Wochen angerechnet. Die Wochenhilfe wird endlich auch für
ein uneheliches Kind geleiſtet, wenn in der Perſon des
Vaters die oben für den Ehemann abgegebenen Vorausſetzungen
zutreffen und ſeine Verpflichtung zur Gewährung des Unterhalts
feſtgeſtellt iſt. Für die Anerkennung des „Bedürfniſſes“ iſt eine
Einkommenshöchſtgrenze feſtgeſetzt, 2500 Mark, bei dem Vater

Halle, Donnerstag den 12. Juli 1917.
1500 bis 2500 Mark, je nach der
Wöchnerinnen.

Eine Verſchlechterung der Wirtſchaftslage wird in
der Regel da anzunehmen ſein, wo ſich infolge der Hilfsdienſt-
tätigkeit die Einnahmen des Beſchäftigten verringert oder
ſeine Ausgaben ſtärker als die Einnahmen vermehrt haben.
Vorausſetzung wird dabei meiſtens ſein, daß er entweder die
Beſchäftigungsart oder den Beſchäftigungsort gewechſelt hat.

S IJ

Eine wichtige Beſtimmung zum Obſt und Gemüſe
handel iſt jetzt getroffen worden. Nach ihr kann der Erzeuger den

Kinderzahl, bei unverheirateten

K le inhandelspreis verlangey, wenn er auf dem öffentlichen Markte
des Erzeugerorts die Ware an den Verbraucher verkauſt, da er
dann das Riſiko des Transports auf den Markt und des Verkaufs
trägt. Wer alſo beiſpielsweiſe als Halliſcher Obſterzeuger auf dem
hieſigen Markt Obſt verkauft, kann den gus dem Erzeugerpreis plus
Zuſchlag beſtehenden Kleinhandelspreis verlangen

Kirſchenſchwund trotz Ortsbeſchränkung. Le große
Anzahl von Gemeinden mit Kirſchenplantagen hatte kürzlich, um erſt
ihre eignen Mitglieder befriedigen zu können, die Anordnung getroffen,
daß dieſe Kirſchen zu einem beſtimmten Preiſe nur an die Ortseinwohner
abgegeben werden durften. Nun wird aber mityeteilt, daß die Pächter
dieſer Gemeindekirſchen in vielen Fällen doch noch ſchlauer waren als
die Gemeindebehörden. Jm Kreiſe Neuhaldensleben beiſpielsweiſe ſind
in einer Anzahl von Ortſchaften mit den Pächtern jetzt auch die von
dieſen gepachteten und geernteten Kirſchen verſchwunden und es iſt nicht
unwahrſcheinlich, daß auch Gemeinden in andern Kreiſen dieſelbe böſe
Erfahrung mit ihren Kirſchenpächtern gemacht haben. Die hohen Obſt
preiſe ſcheinen alſo doch mehr zu ziehen, als alle Strafbeſtimmungen
ſchrecken. Trotz dieſer Erfahrungen werden aber auch jetzt noch Ver
pachtung n in der alten Weiſe aus geſchrieben. Es finden Verſteigerungen
ſtatt. bei denen das Ueberbieten ſeinen alten Gan nimmt. Die nächſte
Fol e ſind Höchſtpreisüberſchreitungen un allerlei Schiebereien. Das
frö liche Spiel geht alſo weiter, die Behörden ſehen aber offenbar
immer noch nicht, wohin ſein Weg führt.

Schleichhandel mit Süßſtoff. Der Handel mit Süßſtoff,
auch die Weitergabe zum Einkauf preis, iſt durch das Süßſtoff-Geſetz
vom 7. Juli 1902 und durch die Bekanntmachung des Reichskanzlers
vom 25. April 1916 verboten. Es wird trotzdem häufig Süßſtoff an
geboten. In der Regel handelt es ſich um ein Präparat, das durch
Beimengungen von kohlenſaurem Natron, Gips oder dergleichen verfälſcht
iſt und an Stelle einer 450fachen nur eine 30- bis 50fache Süßkraft
aufweiſt. Dieſer verfälſchte Süßſtoff wird durchweg zu einem ſehr
P Preis, der den allgemeinen um ein Vielfaches überſteigt, angeboten

or dem Ankauf derartigen Süßſtoffs kann nur dringend gewarnt werden.

Der Nährwert der grünen Gemüſe! Jm Laufe des ver-
gangenen Winters iſt in der Bevölkerung in größerer Häufigkeit
eine Erkrankung aufgetreten, die von Laien, aber auch von
Aerzten, vielfach als Nierenentzündung angeſprochen
wurde und auf den einſeitigen Genuß von Kohlrüben zurückge-
führt wurde. Die Erſcheinungen der Erkrankung beſtehen in
einer großen Schwäche und Hinfälligkeit der Betroffenen, die ſich
bis zu tiefen Ohnmachten ſteigern kann. Die Farbe des Geſichts
und der Schleimhäute iſt wächſern blaß; es beſtehen Oedeme
waſſerhaltige Anſchwellungen der Lider und der Ertremi-
täten. Das Blut iſt dünnflüſſig, wäſſerig, nicht klebrig und zeigt
eine geringe Vermehrung der Leukozyten. Der Urin hat eine
grüngelbliche Färbung. Der Privatdozent Dr. Döll ner, Ge-
richtsarzt in Duisburg, hat nun, wie er in der „Münchner Medi-
ziniſchen Wochenſchrift mitteilt, eine Anzahl ſolcher Kranker be-
handelt und dabei gefunden, daß es ſich keineswegs um eine
Nierenerkrankung, ſondern um eine einfache, in ihren Folgen
freilich ſehr tiefgreifende Ernährungsſtörung handelt.
Dr. Döllner hat ein ganz ähnliches Krankheitsbild wie das hier
geſchilderte im Jahre 1915 in Polen beobachtet. Dort ſprachen
die Leute von der „Hungerkrankheit“; doch erklärten die Befragten
durchweg, daß ſie ſich vollkommen ſatteſſen könnten, freilich nur
an Kartoffeln. Durch Zufuhr von Fett und grünen Gemüſen
Spinat, Roſenkohl, Wirſing uſw. ſowie von Kakao, konnten
die Erſcheinungen in wenigen Tagen beſeitigt werden. Auch in
den jetzt vorliegenden Fällen handelt es ſich nach Dr. Döllners
Anſicht um eine Ernährungsſtörung, die durch den im letzten
Winter beſonders fühlbaren Mangel an grünen Gemüſen
und den darin enthaltenen Salzen Eiſen, Kalk, Natrium-
phosphat uſw. verurfacht worden iſt. Dadurch entſteht eine falſche
Zuſammenſetzung des Blutes, die von Lahmann ſogenannte
diätetiſche Blutentmiſchung, die zur Urſache von allerlei Krank
heiten werden kann. Jm Winter war dem die Urſache bildenden
Uebel leider nicht beizukommen. Jetzt aber muß man die Auf-
forderung an die Bevölkerung richten, die günſtige Zeit zu be-
nutzen, um ſich von den Schädigungen der Winterernährung zu
heilen und dem Körper einen neuen Fonds von Kraft zuzu-
führen. Jm Jntereſſe der Volksgeſundheit und der ganzen Volks
ernährung werden alſo die maßgebenden Stellen mit aller Ent-
ſchiedenheit dafür ſorgen müſſen, daß die zur Blutgeſundung
unbedingt notwendigen grünen Gemüſe und alles Obſt zu er
ſchwinglichen Preiſen auf den Markt gebracht wird.

Rotes Flamenblut.
Roman von Pierre Broodcoorens.

Einzige autoriſierte Ueberſetzung von Johannes Schlaf.

(15. Fortſetzung.) Nachdruck verboten
Souhe trieb die Kühe auf die Wieſe. Bei einer Baum-

gruppe angelangt, legte Nille die hohlen Hände an den
Mund und rief hindurch:

„Grüß Deine Liebſte!“ Jhre Stimme trompetete aus
der Entfernung grell herüber.

Unter lautem Gelächter lief ſie dann auf eine Gruppe
von Heuerinnen zu, die beſchäftigt waren, mit den Zinken
ihrer Rechen die fahlen Heuhaufen zu wenden.

Geſenkten Kopfes blickte Flohil ihr nach.
„Kein Zweifel, ſie hat uns geſehen.“
Er knirſchte mit den Zähnen.
„Verdammtes Frauenzimmer!“
Er ließ die Kühe halten, ſprang vom Wagen und

machte ſich an die Arbeit.

7.

Eines Montags ging auf dem Felde Liſtels, des Guts
eſitzers von Fransbeke, die Kartoffelernte zu Ende. Es

war am Ende des Waldes. Das breite hügelige Feldſtück,
das auf der einen Seite von der Hecke eines Gemüſegartens,
auf der andern durch das Geſtrüpp und Buſchholz begrenzt
wurde, das den Hochwald flankierte, erhob ſich mit einem
öiemlich ſteilen Hange bis zu einem Graben, der es von einem

Steg trennte: und jenſeits des Stieges waren Wieſen, an
die ſich, dem Hang gegenüber, bebautes Land anſchloß. Auf
einer Planke, die über den Bach gelegt war gelangte man
zum Weg. Ganz oben am Rande des Ackers lief der ge-
pflaſterte Weg des Dörfchens. Etwas weiter hin verloren
ſich Straße und Fußpfad in die balſamiſche Friſche des
Waldes.

Es war gegen ſechs Uhr.

Sanft brach die Dämm ung herein. Der im Zenit
ſchieferfarbene Himmel ſenkte ſich im Weſten in klarem
Lichtgelb und Türkisblau, durch das ſich mattrote Streifen
zogen. Ein Gewoge von weißen, mit Gold und Blut geſäum-
ten Federwolken breitete ich über den Himmelsbogen hin
aus. Und in einer kupferfarbenen Flut funkelte, einem Feu-
erbrand gleich, zwiſchen den roten Verzweigungen dieſes Wol-
kenfächers die Sonne.

Jnmitten ſeiner Leute rauchte Liſtel, die Hände in den
Taſchen, ſeine kurze Pfeife.

Er war ein Mann in reiferen Jahren, ſtämmig und voll
blütig, ſchwarzhaarig, das Geſicht von den Mittagsglute
verbrannt. Einen Strohhut nachläſſig im Nacken, trieb er
mit Biedermannsmiene zur Arbeit an, indem er in die ſchrof-
fen Befehle luſtige Späße miſchte. Manchmal ſpuckte er, der
Rede die Tat geſellend, in ſeine ſchwieligen Hände, ergriff
die dreizinkige Gabel und machte den Knechten vor, wie man
ſie am beſten in die Erde ſteckt, dieſe aufwirft und qus-
ſtreut.

1. Jahrgang.
Teilweiſe Aenderung von Erzeugerhöchſtpreiſen für

Gemüſe. Die Preiskommiſſion für die Provinz Sachſen hat beſchloſſen,
die Preiſe für längliche Möhren und Karotten von 22 Pfennig und
den für runde Karotten von 25 Pfennig für das Pfund bis zum
31. Juli beſtehen zu laſſen ſowie die Erzeugerhöchſtpreiſe bei Stangen
und Buſchbohnen auf 40 Pfennig, Wachs- und Perlbohnen auf
50 Pfennig, Puffbohnen auf 25 Pfennig, Kohlrabi auf 25 Pfennig für
das Pſund bis zum 20. Juli zu erhöhen.

Sammlung vou Obſtkernen. Der Magiſtrat macht erneut
darauf aufmerkſam, daß die Sammlung von Obſtkernen für die Ver
ſorgung der Allgemeinheit mit Fett von großer Bedeutung iſt. Kein Kern
ſollte deshalb verlorengehen. Die gereinigten und getrockneten Kerne
ſind an die Sammelſtelle, Gebr. Zorn, Große Steinſtraße 9, abzuliefern.

Zur Kontrolle der Obſt- und Gemüſchändler hat der
Magiſtrat folgende Verordnung erlaſſen Alle Perſonen, die mit Gemüſe,
Obſt und Südfrüchten handeln, mithin auch Ankäufer, die kleine Mengen
im Umherziehen aufkaufen, alſo von der Schlußſcheinpflicht befreit ſind,
ſind gehalten, ſich über ihre ſämtlichen Einkäuſe Rechnungen vder
andre ſchriftliche Belege, aus denen der Name und Wohnort des Ver
käufers, der Tag des Kaufes, der Einkaufspreis und die gekaufte Ware
nach Art und Menge hervorgehen, zu verſchaffen und überſichtlich ge
ordnet aufzubewahren

Der Einheitsſtiefel, von dem wir vor einigen Tagen bereits
ſchri ben, hat inzwiſchen auch ſchon die zunächſt daran Jntereſſierten,
die Schuhmachermeiſter, in verſchiedenen Städten beſchäftigt. Jn Berlin
wurden dabei einige Holzſohlen gezeigt mit dem Bemerken Die große
Lederknappheit und Teurung mache die Verwendung der Holzſohle zur
unabweisbaren Pflicht. Die Holzſohle müſſe auf der Brandſohle be
feſtigt und alsdann mit Abfalleder überzogen werden. Sie ſei claſtiſch,
waſſerdicht und vorausſichtlich auch haltbar, ſo daß ſie als Notvehelf
gut zu verwerten ſei. Von einigen Seiten wurde bemerkt, daß auch
viel zuwenig Holzſohlen geliefert werden. Der Obermeiſter erwiderte
Man müſſſe ſich einſtweilen damit begnügen, da auch Holz ſehr knapp
ſei. Es wurde beſchloſſen, für die Verarbeitung der Holzſohle 1,50 Mt.
Arbeitslohn zu berechnen.

„Elternberatungsſtellen“. Die Deutſche Geſellſchaft zur För
derung häuslicher Erziehung (E. V.) beabſichtigt, in allen großen
Städten Elternberatungsſtellen zu errichten. Jn dieſen will die Geſell
ſchaft Vätern und Müttern zur Verfügung ſtehen, die in irgendeiner
Erziehungsfrage Rat und Auskunft wünſchen, in erſter Linie Eltern
zwei bis ſechsjähriger Kinder. Die erſte derartige Beratnungsſtelle iſt
jetzt in Leipzig eröffnet worden. Viel beſſer wäre es, man veſſerte
gründlich die ganzen ſozialen Verhältniſſe, dann würde ſich alles andre
von allein finden. So hängt alles wieder nur in der Luft, ſintemalen
eben Ratſchläge billig wie Brombeeren ſind. Noch beſſer wäre es frei-
lich, man machte den ganzen unhaltbaren Zuſtänden der unmittelbarſten
Gegenwart ein Ende. Das würde mit einem Schlage alles ändern.

Univerſitäten und Kohlenerſparnis. Einige deutſche
Univerſitäten beabſichtigen zur Erſparnis von Kohlen und Beleuchtungs
material dadurch beizutragen, daß ſie die Vorleſungen im Winter früher
als ſonſt, ſchon Anfang oder Mitte September, beginnen laſſen dafür
ſoll der Unterricht von Weihnachten an für die kälteſten Wochen aus
geſetzt werden. Eine einheitliche Reglung iſt jedoch noch nicht erzielt
Wie ſich Halle dazu ſtellt, iſt uns noch nicht bekannt.

Warnung vor Spielereien mit Fener. Anläßlich eines
Sonderfalls wird von der Polizeiverwaltung erneut darauf hinge-
wieſen, daß es nach der Beſtimmung des ſtellvertretenden General
kommandos des 4. Armeekorps vom 19. September 1914 verboten iſt,
l. Kindern Streichhölzer, Feuerwerkskörper, Zigarren und Zigaretten
zu verkaufen, 2. Kinder in der Nähe von Feldſcheunen, Schobern
(Diemen) ſich ſelbſt zu überlaſſen. Aufgabe der Eltern, Lehrer und
Erzieher iſt es, die Kinder in oieſer Beziehung ſcharf zu überwachen
und ſie auf den zurzeit unerſetzbaren Verluſt hinzuweiſen, der durch
das Verbrennen von Nahrungs- und Futtermitteln für die Allgemein
heit entſteht.

Städtiſcher Nahrungsmittelverkauf.
Kartoffeln: Da die Menge der Kartoffeln, die morgen in der

Talamtſchule verkauft werden ſollen, zurzeit noch nicht
feſtſteht, ſo werden die Nummern der morgen
liefernden Lebensmittelſcheine heute abend an den Plakat-
ſäulen bekanntgegeben.

Hafergrütze: Von Freitag an jede Perſon 4 Pfund auf Nr. 66
des Warenbezugsſcheins 7, das Pfund koſtet 44 Pfg.

Heringe: Freitag vormittag von 8 bis 12 Uhr Nr. 45501--47000,
nachmittags von 2 bis 6 Uhr Nr. 47001-490900 der neuen
Lebensmittelſcheine. Jede Perſon 110 Gramm für 30
Pfennig in der Talamtſchule.

eTheater, Sehenswürdigkeiten uſw.
Olympiapark. Die zwei Wohltätigkeitskonzerte des Ar-

beiter-Sängerchors und der Görlachſchen Kapelle, die am ver-
gangenen Sonntag wegen der ungünſtigen Witterung ausfallen
mußten, finden am Sonntag nachmittags 4 Uhr und abends
8 Uhr ſtatt. Die gelöſten Programme behalten ihre Gültigkeit.

m

Luſtig vorwärts!“
Und die Rücken bogen ſich, die Arme ſtreckten ſich aus,

die harten ſonnverbrannten Hände laſen auf und ſcharrten.
Ueberall wurde emſig hintereinander fort gearbeitet.
Ein Geſang in wunderlichen Kehllauten miſchte ſich mit

den langgezogenen Rufen der heimkehrenden Kuhhirten, fern,
auf den endloſen Wieſen,.

Zwiſchen den bronzen angeglühten Stämmen der Eſpen
ſtiegen in blauen Wirbeln Rauchſäulen auf. Der violette
Tag tauchte alle Dinge in eine geheimnisvolle Milde.

Von Liſtel angeſpornt, gruben ein Dutzend den kärg-
lichen, von tiefen Furchen durchzogenen Boden um. Die Reihe
der Burſchen reicht bis zu dem undurchdringlichen Dickicht
des Holunders und der Haſelſträucher unten am Hange.
Die ſchmutzigen Hemden ſtanden über den behaarten
Brüſten auseinander. Mit ihren Muskeln, die unter der
braunen Haut wie Bülle rollten, handhabten die bis oben
nackten Arme die Forken. Unter ihren ſcharfen Zähnen
brachen die Erhöhungen der Furchen mit den trocknen und
ſchwärzlichen Stengeln hintereinander zuſammen und gaben
die ſchmutzig-blaſſen, länglichen Knollen frei. Mit gebeug-
ten Rücken laſen ſechs kräftige, junge Akkordarbeiterinnen
ſie auf. Die Kartofeln wurden flüchtig mit dem Daumen ab-
gekratzt, ehe man ſie in die Säcke warf. Wenn dieſe gefüllt
waren, bugſierte ſie ein Burſche auf einem Schubkarren zu
dem Wagen hin, der auf dem Pflaſter der Straße hielt.

(Fortſetzung folgt.)

zu be
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W.

Aus der Provinz.
Die Wohnungsfürſorge der Verſtchernungsanſtalt.

Jn der Jnvalidenverſicherung werden bekanntlich große
Kapitclien angehäuft. So beſaß z. B. die Landesverſicherungs
anſtalt für die Provinz Sachſen und Anhalt am Schluſſe
des Jahres 1916 ein Vermögen von rund 130 Millionen
Mark. Die Verſicherungsanſtalten ſind wiederholt angewieſen
worden, beſtimmte Teile ihres Vermögens zr „gemeinnützigen
Zwecken auszuleihen. Die Landesverſicherungsanſtalt Sachſen-
Anhalt hat bis zum Schluſſe des Jahres 1916 rund 50 Millionen
Mark „ur ſolche Zwecke hergegeben. Obenan ſteht die Woh
nungsfürſorge, die 14157 435 Mark erforderte. Hiervon
entfallen auf den Bau von Arbeiterfamilienwohnungen 13 741 935
Mark. Jm einzelnen erhielten Baugenoſſenſchaften, Bauvereine
9 195 253 Mark, Gemeinden und Gemeindeverbände 1 145 000
Mark, einzelne Arbeiter (Verſicherte) 2 669 232 Mark, einzelne
Arbeitgeber (zum Bau von Werkswohnungen) 732 450 Mark. Nur
annähernd 2 Millionen Mark ſind hierbei außerhalb der Grenzen
der Mündelſicherheit gegeben worden. Der Zinsfuß geht für Ge-
meinden bis auf 254 Prozent herab; er beträgt höchſtens 4 Prozent.
Für den Bau von Ledigenheimen (Herbergen, Hoſpizen, Geſellen-
hauſern uſw.) wurden 415 500 Mark hergegeben. Sie wurden nur
an Baugenoſſenſchaften uſw. gegeben. Außerhalb der Mündel-
ſicherheit waren hierbei nur 31 345 Mark.

Die Landesverſicherungsanſtalt Sachſen- Anhalt hat im Jahre
1916 neue „Grundſätze“ für die Gewährung von Darlehen zu
Arbeiterwoblfahrtseinrichtungen aufgeſtellt. Sie zerfallen in einen
allgemeinen Teil und in Bedingungen für gemeinnützige Bau-
genoſſenſchaften und Bauvereine uſw., weiter in ſolche für Arbeit-
geber und für Arbeiter (einzelne Perſonen). Nach dieſen darf die
Beleihung der Liegenſchaft nicht über 6638, bei Kriegsbe-
ſchädigten nicht über 90 Prozent ihres Wertes überſchreiten.
Eine Amortiſation iſt in der Regel zu bedingen. Bei Beleihungen
iher 50 Prozent m u ß Amortiſation erfolgen. Die Darlehen ſind
hypothekariſch einzutragen. Die Bedingungen für einzelne Per
ſonen enthalten noch die Vorſchrift, daß das Darlehen nicht den
Betrag von 6000 Mark, bei Kriegsbeſchädigten nicht von 9000 Mark
üverſchreiten darf. Der Zinsfuß beträgt in der Regel 312 Pro
zent. Häuſer, welche außer der Wohnung des Eigentümers mehr
als eine Wohnung enthalten, werden nicht beliehen. Bauzeich-
nungen ſind vor Beginn des Baues einzureichen. Anträge auf
Darlehen können unmittelbar an die Verſicherungsanſtalt gerich-

tet werden.
Jm übrigen hat die Landesverſicherungsanſtalt SachſenAn-

t noch hergegeben: zur Befriedigung des land w irtſchaft-
ſchen Kreditbedürfniſſes (Bodenverbeſſerung, Wegebau, Vich-

zucht uſw.) 18 Millionen Mark, für ſonſt i ge Wohlfahrtszwecke
Bau von Kranten- und Geneſungshäuſern, Volksbaädern, Schlacht
häuſern. Waſſerleitungen, für Erziehung und Unterricht uſw.)

Millionen Mark. Für eigne Veranſtaltungen (Lungen-
veilſtätlen uſw.) ſind 1534 914 Mark angelegt worden. Trotz der
Selaſtung der Verſicherungsanſtalt durch die Kriegswirkungen

ſteigt ihr Vermögen weiter.

Gegen den „Fremdenhaß“
wendet ſich der Magiſtrat des ſchönen Harzſtädtchens
nigerode mit folgender Kapuzinerpredigt:

Hier hat ſich eine Abneigung gegen die Fremden heraus-
gebildet, die an die chineſiſchen Zuſtände vor dem Boyxer-
aufſtand erinnert, weil die urteilsloſe Menge, die bis weit hinauf
in die Kreiſe der ſogenannten Gebildeten reicht, ſich ein-
bildet, daß ihr durch die Fremden der Brotkorb höher gehängt
würde. Jhr ſei ein für allemal geſagt, daß die Fremden nicht
in Gramm von den für die einheimiſche Bevölkerung beſtimmten
Lebensmitteln erhalten, oder umgekehrt, daß die einheimiſche
Bevölkerung nicht ein Gramm mehr erhalten würde, wenn die
Fremden fortblieben. Für die Fremden werden von den Pro-
vinzialbehörden ganz beſtimmte Lebensmittel überwieſen. Dieſe
erhalten ſie, nicht mehr und nicht weniger. Es mag ſein, daß
einzelne Fremde, deren Gebaren auch nicht immer einwandfrei
iſt, verſuchen, von den markenfreien Waren zu hamſtern, was
ſie hamſtern können. Hiergegeen wird vorgegangen, ſoweit es
möglich iſt. Aber einmal ſpielen dieſe Waren für das Durch-

Wer-

hallen, für die Lebenshaltung der ganzen Bevölkerung keine
Rolle. Sodann ſollte billigerweiſe niemand dieſen Vorwurf er
heven, der ſich nicht ſelber frei von der Schuld fühlt.
Wir möchten den Wernigeröder kennen lernen, der nicht, und
;war nicht nur auf Reiſen, einzukaufen ſucht, was er
friegen kann. Dann ſoll er aber hübſch den Mund halten.
Wir können und müſſen verlangen, daß den Sommerfremden,
die ſich zum größten Teile aus überarbeiteten und überanſtreng-
ten Menſchen zuſammenſetzen, mit Achtung begegnet wird, die
jeder Menſch verlangen tann, der unter dem Schutze der Geſetze
in unſern Mauern weilt. Es iſt genug, daß der Deutſche
draußen nur Haß und Feindſchaft findet. Soll er nicht ein-
mal mehr ſicher ſein unter ſeinen Stammes-
und Volksgenoſſen? Daß dieſe Mahnung nötig iſt, iſt
tein rühmliches Blatt in der Geſchichte dieſes Krieges. Wir
werden Anpöblungen der Fremden als Aufreizung zum
Klaſſenhaß verfolgen!
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Bitterfeld. Einmachezucker kann von Donnerstag au
ntnommen werden. und zwar auf Abſchnitt 1 der Zuckerkarte Pfund,
auf Abſchnitt 2 2 Pſfund. Da ein Teil des Einmachezuckers als Kandis
geliefert wird, iſt jeder Käufer verpflichtet, davon mitzunehmen. Der
Preis dafür beträgt 40 Pfennig.

Zur Verhütung von Feldbränden, die im Inter
eſſe unſrer Voltsernährung in dieſem Jahre noch mehr als ſonſt ver
mieden werden müſſen, erſucht der Landrat in etwas umſtändlichem
Deutſch die Grundbeſitzer des Kreiſes, nach Möglichkeit Getreide aus
dem Feuerbereich der Eiſenbahn zu entfernen. Er macht hierbei noch
heſonders darauf aufmerkſam, daß in Fällen, in denen Getreide bei an
jaltender Dürre an den Stellen, an denen erfahrungsgemäß häufig
Brände vorkommen, in Puppen und Stiegen nachläſſigerweiſe länger
als nötig gelagert wird, die Eiſenbahnverwaltung die Gewährung einer
Entſchädigung mit Bezug auf die landespolizeilicherſeits erlaſſenen Be
ſtimmungen über das Verbot der Lagerung leicht entzündlicher Gegen
ſtände in der Nähe der Eiſenbahn ablehnt.

Beſtrafte Diebſtähle. Der ſehr häufig wegen Eigentums-
vergeheus vorbeſtrafte 30 jährige Arbeiter Pohle aus Bitterfeld mußte
ſich am Mittwoch vor der Strafkammer in Halle wegen zweier Diebſtähle
im Rückfall und wegen Hehlerei verantworten. Er hatte Wäſche, Leder
riemen und andre Gegenſtände an ſich gebracht, die aus Diebſtählen
herrührten. Da er die Wäſche bei ſeiner Jimmervermieterin Martha Matias
aufbewahrte, mußte ſich dieſe wegen Hehlerei verantworten. Er wurde
zu drei Jahren Zu s und 10 Jahren Ehrverluſt verurteilt. Die
M. kam mit einem Monat Gefängnis davon.

Eisleben. Die große Glocke der Andrecskirche
iſt nun auch mmen und nach Berlin gebracht worden, um

werden. Sie war wie die Jnſchrift auf der Vorderſeite in r
großen Buchſtaben zeigt, in dem großen Brande am 18. Au
geſ n, 1603 war ſie e worden, 1715 war ſie geſprungen,
und 1 hatte ſie H. Engelde in Halberſtadt von neuem gegoſſen.
Die r hatte die gewerkſchaſtliche Bauleitung vornehmen laſſen.
Und das war nicht leicht, denn die Glocke wog 79 Zentner und hatte
einen Durchmeſſer von 1,95 Meter.

Merſeburg. Warum keine ſtädtiſche Obſtaus-
nutzung Da klagen nun die Städte zum Sieinerweichen über
den großen Mangel an Obſt und ſchieben alle Schuld teils auf
andre Behörden, teils auf die Obſthändler, ſofern ſie nicht gar
das Publikum mit verantwortlich machen. Wie ſehr aber die
Städte ſelbſt mit daran ſchuld ſind, zeigt ſich an einem draſtiſchen
Beiſpiel in bezug auf Merſeburg. Diefe unſre Heimatgemeinde
gibt nämlich folgendes bekannt:

Obſtverpachtung.
Die Hartobſt nutzung an den Bäumen

der Straße Artern--Merſeburg-- Leipzig in Kilo
metern 49,0—49,747 bei Bündorf ſoll

Donnerstag den 12. Juli, vormittags 912 Uhr,
im Gaſthof zu Bündorf öffentlich meiſtbietend
verpachtet werden.

Bedingungen werden
gemacht.

Merſeburg, den 1. Juli 1917.
Der Straßenmeiſter. Krehayn.

Was dazu zu ſagen iſt, zeigt folgendes Jnſerat, das
gleicher Zeit ebenfalls in Merſeburger Zeitungen bekanntgegeb
wird:

im Termin bekannt-

zu
en

Wir ſuchen Obſtplantagen und Obſtalleen
zu pachten und bitten Gemeinden und Private
gefl. Offerten an uns einzuſenden.
Städtiſche Geſchäftsſtelle für Gemüſe- und Obſtver-

ſorgung Leipzig, Neues Rathaus.
Alſo: Merſeburg geſtattet ſich den Luxus, ſeine Obſtalleen

auch in der jetzigen ſchweren Zeit noch zu verpachten, meiſt
bietend ſogar; Leipzig aber, das jedenfalls überhaupt keine oder
nur ſehr geringe Obſtnutzungen hat, iſt ſo geſcheit, nach Obſt-
nutzungen zu ſuchen, auch nach ſolchen jener Gemeinden, die
trotz allen bittern Erfahrungen in bezug auf ihre Obſtverſorgung
noch nicht geſcheit geworden ſind. Kann man ſich wohl eine tref
fendere Gegenüberſtellung denken? Zur Sache ſelbſt ſei nur be-
merkt, daß durch Verſteigerungen ſtädtiſcher Obſtnutzungen gegen
wärtig zwar hohe Gewinne erzielt werden, daß dieſe Gewinne
aber ein paarmal wieder draufgehen durch die hohen Obſtpreiſe,
die die Bevölkerung zu zahlen hat, alſo ſozuſagen doch auch ein
Stück Stadt, und daß vor allen Dingen dieſes eigentlich ſtäd-
tiſche Obſt der einheimiſchen Bevölkerung zum guten Teiles wie-
der verlorengeht, da auch die beſten Sicherungsbedingungen hier-
zu den Pachterſteher nicht daran hindern können, beiſpiels
weiſe Merſeburger Obſt nach Halle oder Leipzig oder ſonſt wohin
zu verkaufen.

Merſeburg. Jn der letzten Stadtverordneten
Sitzung am Montag wurden vorerſt einige Erſatzwahlen für
den als Stadtverordneten ausſcheidenden Stadtrat Teichmann
vorgenommen, die Stadtverordneten Rügow als Vertreter der
Hausbeſitzer Stellvertreter Herr Nell) und Lohrengel als Ver
treter der Mieter Stellvertreter Genoſſe Langer) in das am
12. Juli beginnende Kündigungsamt gewählt, weiterhin die
beiden ſchon mitgeteilten Vorlagen über die Ausdehnung der
Hinterbliebenenfürſorge auch auf ſtädtiſche Angeſtellte und Ar
beiter ſowie über die Erhöhung der Gaspreiſe angenommen.
Danach bewilligte das Kollegium für die Anlage einer Gemüſe-
plantage im ſtädtiſchen Krankenhaus 1550 Mark. Hierbei er-
klärte Bürgermeiſter Hertzog, daß der Magiſtrat auch der Anlage
einer Schweinemäſterei und Geflügelzuchtanſtalt auf dem Grund
ſtück des ſtädtiſchen Krankenhauſes die weiteſte Förderung ent-
gegenbringe und daß die bezüglichen Bauten tunlichſt ſofort in
Angriff genommen werden ſollen. Die Gemeinde Venenien
wünſchte an das ſtädtiſche Elektrizitätswerk angeſchloſſen zu wer
den, wogegen keine Bedenken vorlagen, zumal die Gemeinde
einen Teil der Zuleitungskoſten tragen will. Das Rote Kreuz
hat jetzt zur Förderung der Milchgewinnung eine Ziegenfarm
mit 12 Stück Ziegen eingerichtet. Auf Antrag ſoll das Unter
nehmen von der Stadt durch Hergabe einer großen Wieſe für
Weidezwecke gefördert und dem Roten Kreuz gegenüber die Bitte
ausgeſprochen werden, von der mehr erzeugten Milch möglichſt
auch die Stadt für die bedürftigen Schulkinder zu bedenken.
Hierbei teilte der Bürgermeiſter mit, daß in der Stadt ein täg-
licher Fehlbetrag von 60 bis 100 Litern Milch gegenüber dem der
Einwohnerſchaft zuſtehenden Quantum vorhanden ſei und daß
der hier tätig geweſene ſtaatliche Lebensmittelreviſor es für not
wendig erklärt habe, mehr Milch aus Merſeburg herauszuholen.
Der Magiſtrat hatte eine Erhöhung der Pauſchalſumme an die
hieſigen Zeitungsverleger von 1000 auf 1500 Mark beſchloſſen.
Dem Vorſteher und dem Juſtizrat Scholz war die Summe viel
zu hoch. Auf ihren Antrag ſollen nunmehr erſt Rundfragen vor
genommen werden.

Beſtrafte Poſtdiebin. Die auf dem Poſtamt als
Poſtaushelferin beſchäftigt geweſene ledige Frieda L. von hier
hatte ſich 399 Mark angeeignet, die ſie für Fernſprechgebühren
und für Wertzeichen empfangen hatte. Sie wurde deshalb jetzt
zu 3 Monaten Gefängnis verurteilt, der geringſten für die Straf
tat zuläſſigen Strafe.

Felddiebſtähle. Auf dem Rittergut Werder der
Kommerzienräte Gebrüder Berger häufen ſich die Diebſtähle der-
art, daß die Gutsverwaltung jetzt zu energiſchen Maßnahmen ge-
griffen hat. Da namentlich Diebſtähle an Feldfrüchten in Frage
kommen und in jüngſter Zeit wieder mehrfach größere Kartoffel-
mengen entwendet wurden, ſetzten die Beſtohlenen 50 Mark Be
lohnung für denjenigen aus, der die gerichtliche Verfolgung der
Täter ermöglicht, und verbieten von jetzt an jedes Betreten der
Feldwege, Felder und Wieſen ihres Gutsbezirks. Uebrigens
wurde während einer der letzten Nächte auf dem Rittergut auch
ein 16 Meter langer Ledertreibriemen zerſchnitten und geſtohlen.
In dieſem Falle gelang die Verhaftung des Diebes, eines ruſſiſch
polniſchen Arbeiters.

Naumburg. Das Barfußlaufen veranlaßt den Magiſtrat,
folgendes bekanntzumachen: Wer die Straße, gleichviel ob Bürgerſteig
oder Fahrdamm, durch Scherben abſichtlich oder fahrläſſig verunreinigt,
wird nach der Straßenpolizeiverordnung vom 31. Januar 1902 mit
Geldſtrafe bis zu 30 Mark, an deren Stelle bei Uneinziehbarkeit ent
ſprechende Haft tritt, beſtraft.

Nietleben. Vom elektriſchen Strome verbrannt.
Vor einigen Tagen verübten einige Knaben von hier den Unfug, am
Maſtbaum der elektriſchen Leitung in der Quellgaſſe hochzuklettern.
Dabei kam einer der Jungen dem Leitungsdraht zu nahe, ſtürzte ab
und blieb mit Brandwunden an Hand, Arm und ſchenkel liegen.
Er mußte nach ſeiner elterlichen Wohnung und von da dem Halliſchen
Diakoniſſenhaus zugeführt werden.

Sennewitz. Eingebrochen wurde in den Keller des Berg
inſpektors Dölz auf Grube Ferdinand. Dabei ſtahlen die Diebe eine
Menge Lebensmittel, vor allem Wurſt, Schinken und Speck. Sie e
alſo gewußt, wo in dieſer ſchweren Zeit noch etwas zu holen i

Torgau. Abgeſtürzt. Vom Dache des Infanterie Kaſinos
an der Leipziger Straße ſtürzte der dort beſchäftigte decker Sprebttz

ebenſo wie ſo viele ihrer Schweſtern in Geſchützrohre umgewandelt zu ab. Er zog ſich anſcheinend innere Verletzungen zu.

Weißenfels. Erweiterung der Maſſenſpeiſung.
Die ſtädtiſche Speiſeanſtalt wird ſo in Anſpruch r daß eine
a für die Neuſtadt geſchaffen werden ſoll. aber zugleich die

ahrnehmung gemacht worden war, daß zur Entnahme von Speiſen
Leute aus entlegenen Ortſchaften mit der Bahn nach hier gefahren
kamen, ſo hat die Stadtverwaltung nunmehr angeordnet, daß an
Auswärtige kein Eſſen mehr verabfolgt werden darf.

Fernwirkung. Die Wohnungsnot in Merſeburg, die
dort erſt durch den maſſenhaften Zugang von Arbeitern der Leunga-
werke verurſacht worden iſt, fängt an, Wirkung auch quf Weißenfels
auszuüben: es ſind bereits etliche Familien ſolcher Arbeiter hierher
übergeſiedelt. Hoffentlich hat die Stadtverwaltung von vornherein ein
wachſames Auge darauf, damit nicht auch noch in Weißenfels eine
Wohnungskalamität entſteht. Denn es iſt ſehr wahrſcheinlich, daß dieſen
erſten Familien bald noch weitere folgen werden.

Für das Barfußgehen legt ſich im „Tageblatt“ einHerr Rohloff recht energiſch ins Feug- Dabei ſagt er einige nur allzu

richtige Wahrheiten, ſo verſchiedener Meinung man mit ihm auch ſonſt
über das Barfußlaufen ſein kann. Das tut er einmal, indem er
ſchreibt: „Was ſchadet es denn, wenn unſre deutſche Jugend einmal
anfängt, ſich ähnlich zu werden, die Armen wie die Reichen, zunächſt
in Einfachheit? Unterſcheiden mögen ſich die Menſchen durch ihren
Beſitz in Kopf und Herz. Für ſolche geiſtigen und ſittlichen Güter ſoll
ja auch die Schule arbeiten. Jm Anfang des Krieges rühmte man es
ja ſo oft und ſehr, daß der Hochſchulprofeſſor neben dem Arbeiter ivi
Schützengraben liege oder ſich gar freiwillig neben ihu als Schipper
ſtelle.“ War das nur ein flüchtiger Rauſch

Und er tut es weiterhin durch folgende Sätze: „Für eine
„Promenade“ zwiſchen 5 und 7 Uhr auf der Breiten Straße paſſen f
junge Damen und Herren ja Schleierſtrümpfe und hohe Abſätze einer
ſeits, tadelloſe Stärkwäſche und Selbſtbinder anderſeits entſchieden
beſſer. Der Kopf kann dabei ruhig hohl und platt ſein.“ Das mögen
ſich gewiſſe Herrſchaften nur hinter die Ohren ſchreiben.

Kleine Chronik.
Der Schleichhandel auf dem Rittergut Düppel.

Der umfangreiche Schleichhandel mit Schweinen auf dem prinz;-
lichen Rittergut Düppel bei Wannſee, über den wir wiederholt
berichteten, hat jetzt zur Verhaftung des Adminiſtrators
des Gutes, v. Eberſtein, geführt. Von Eberſtein hatte eine Vor-
ladung zur Vernehmung vor dem zuſtändigen Amtsgericht Lichterfelde
erhalten. Die Belaſtung des Adminiſtrators war derartig ſchwer, daß
der vernehmende Amtsrichter ſeine Verhaftung anordnete. Ob es ſie
nur um Schleichhandel mit Schweinen handelt, oder ob auch verbotener
Handel mit landwirtſchaftlichen Erzeugniſſen andrer Art betrieben
worden iſt, darüber iſt bisher nichts bekannt geworden.

Umwandlnung von Gaſthänſern in Kriegsküchen.

Jn der Wiener Statthalterei wird gegenwärtig ein intereſſautr
Vorſchlag beraten. Es beſteht die Abſicht, ſämtliche Wiener Gaſthäuſr
in drei Arten von Kriegsküchen umzuwandeln. Die erſte Stufe ſollen
die Gaſthäuſer ſein, die ein Mittageſſen mit Krone 50 Heller (1 Marh
bis 2 Kronen (1,30 Mark) berechnen. Jn der zweiten Stufe würde
ein Mittageſſen etwa 2 Kronen 50 Heller bis 3 Kronen und in der
dritten Stuſe 3 Kronen 50 Heller bis 4 Kronen 50 Heller koſten
beſteht auch die Abſicht, dieſe drei Stufen entſprechend den verſchiedenn
Preiſen mit verſchiedenen Speiſen auszuſtatten.

Literariſches.
Jn freien Stunden. Wochenſchrift für das arbeitende W

(Verlag Buchhandlung Vorwärts, Berlin).
„Aus eigner Kraft“ betitelt ſich der Roman, mit deſſen

druck die illuſtrierte Wochenſchrift „Jn freien Stunden“
1. Juli begonnen hat. Der Verfaſſer iſt der Kaſſeler Lehrg
Valentin Traudt. Er zeichnet mit kräftigen Strichen ein ben
köpfiges Bauernvolk, das ſich mit allen Mitteln gegen den Er
bruch der Jnduſtrie in ſeine Dorfaue zu wehren ſucht, und de
mit Liſt und Gewalt, mit Brandſtiftung und Mord gegen
neue Zeit ankämpft. Schließlich zwingt ſie ein Knecht, der an
eigner' Kraft ein geiſtig Starker wird, gemeinſam mit ein
Bäuerin, die in ihrer naturſtarken Sehnſucht nach Kindern, all
moraliſchen Erwägungen trotzend, um ſeine Zuneigung wirt
Daneben gelangt zum Abdruck: „Die Prärie am Jacinto“,
Erzählung von Charles Sealsfiled. Die Erzählung deſſen Le
faſſer ein aus Oeſterreich entflohener Mönch iſt, gibt ein poden
des Bild der Prärie des wilden Weſtens, die ſich in ihrer farbigen
Schönheit, aber auch mit all ihren Gefahren vor dem Leſer s
hebt. Ein Verirrter ringt in dieſer Prärie mit ſeinem Schicſe
bis er ſchließlich einem Verbrecher in die Hände gerät. J
eſſant iſt die für uns ſeltſam erſcheinende Weiſe, in der be
den Mörder Gericht gehalten, und wie das Urteil vollſtrecht win
Neben dieſen Erzählungen bieten die Hefte in reicher Abwechſinmn
leſenswerte illuſtrierte Aufſätze aus allen Wiſſensgebieten, d
neben Scherz, Satire und für die Frauen, was in Haus un
Küche nützlich iſt. Unſre Leſer ſollten auf „Jn freien Stunde
abonnieren. Sie werden an dem guten reichen Jnhalt d
wöchentlich erſcheinenden Hefte ihre Freude haben. Jedes Hef
koſtet 15 Pfg. Beſtellungen nimmt der Zeitungsbote entgegen.

e u

Gewinnanszug der 10. Preußiſch Süddeutſche
(236. Königlich Preußiſchen) Klaſſenlotterie

1. Klaſſe 2. Ziehungstag 11. Juli 1917
Auf jede gezogene Nummer ſind zwei gleich hohe Gewinne gefallen,und zwar ie einer an die Loſe in en eben

bteilungen I und II
(Ohne Gewähr A. St. A. f. Z.) Nachdruck verboten

Jn der Vormittags Ziehung wurden Gewinne über 60
gezogen: 2 Gewinne zu 1000 Mk. 139921

2 Gewinne zu 500 Mk. 84843
s Gewinne zu 400 Mk. 466893 60662 184144
s Gewinne zu 300 Mk. 58268 63487 91185 180069
38 Gewinne zu 200 Mk. 1118 1211 21116 24811 46085

59753 687217 88662 110620 119746 124316 181646 14149
146809 150662 165216 176577 196068 209667

86 Gewinne zu 100 Mk. 19661 20704 32208 36466 4020
41753 43607 49456 49614 51462 68929 596574 60447 708
71546 74006 76455 84107 94326 96836 99577 99870 11680
127484 128677 136389 141296 142991 146616 148221 14866
149759 155486 169933 177080 192864 198179 198491 19084

e 212204 50er Nachmittags Ziehung wurden Gewi i 0gezogen: 2 Gewinne zu c k. 134626 ne Aber

2 Gewinne zu 10 000 Mk. 51172
2 Gewinne zu 3000 Mk. 79102
2 Gewinne zu 1000 Mk. 92096
4 Gewinne zu 500 Mk. 19658965 1097276
2 Gewinne zu 400 Mk. 26665

o Gewinne zu 800 Mk. 44961 106714 120049 1286866 1666

20 Gewinne zu 200 Mk. 38179 44887 77707 99064 1224
123019 131441 162166 197180 208918

60 Gewinne zu 100 Mk. 2052 16280 28257 436665 461
52977 54834 55224 73797 78863 86205 97296 102868 118
117608 121370 122299 131386 182004 139908 140509 14
162101 163470 167068 178698 168784 168937 190098 2066un d d 2. Aieſſe des I. HehRelterh kade en 18 nd ih6
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